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Zum 26. Mal veröffentlichen Welthungerhilfe und terre des hommes 
Deutschland einen Bericht „Zur Wirklichkeit der deutschen  
Entwicklungspolitik“. Der vorliegende Kompass 2019 analysiert  
die jüngsten Daten zu den öffentlichen Ausgaben für Entwicklungs­
zusammenarbeit und bewertet kritisch zwei aktuelle Themen,  
die deutsche Afrikapolitik und die Strategie der Bundesregierung 
zum Schutz von Kindern in bewaffneten Konflikten. 

Die Bundesregierung ist ein wichtiger und zentraler Akteur, der 
durch Entwicklungszusammenarbeit und kohärentes politisches 
Handeln im Sinne der Agenda 2030 weltweit die Lebenssituation  
vieler Menschen verbessern könnte. In nur zehn Jahren sollen  
die Nachhaltigkeitsziele erreicht werden, doch es fehlt an Ambition 
und Vision und das Regierungshandeln ist noch viel zu wenig  
auf langfristige und nachhaltige Lösungen ausgerichtet. 

Entwicklungszusammenarbeit ist heute wichtiger denn je, aber  
sie allein kann die globalen Herausforderungen nicht lösen.  
Handels­, Wirtschafts­, Sicherheits­ oder auch die Innenpolitik 
müssen konsequent an der Agenda 2030 und den Menschenrechten  
ausgerichtet sein. In die notwendige Debatte über Rolle, Aus­
gestaltung und Strategien der Entwicklungszusammenarbeit im 
Kontext globaler Herausforderungen bringen wir mit dem  
Kompass 2019 eine kritische Stimme der Zivilgesellschaft ein.

Berlin, Bonn und Osnabrück im April 2019
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P O L I T I K E M P F E H L U N G E N  
A N  D I E  

B U N D E S R E G I E R U N G

   Einhaltung  
der internationalen  
Verpflichtungen  
zur ODA
Die Umsetzung der UN-Entwick-
lungsziele der Agenda 2030 und das 
Prinzip des „Niemanden zurücklas-
sen“ erfordern größere Ambition. Die 
Bundesregierung muss ihre internati-
onalen Verpflichtungen erfüllen und 
0,7 Prozent des BNE für ODA, und 
mindestens 0,2 Prozent des BNE 
für die am wenigsten entwickelten 
Länder bereitstellen. Mit einem Stu-
fenplan sollte die Bundesregierung 
verbindlich aufzeigen, wie sie mit-
telfristig dieser Selbstverpflichtung 
nachkommen wird. 

   Hunger­ und  
Armutsbekämpfung 
explizit in  
den Fokus stellen
Die Hunger- und Armutsbekämpfung 
ist weiter auszubauen. Die „Sonder-
initiative Eine Welt ohne Hunger“ 
des BMZ muss über die laufende Le-
gislaturperiode hinaus institutionell 
verstetigt und die Mittelausstattung 

für Hunger- und Armutsbekämp-
fung langfristig erhöht werden. Die 
Programme müssen noch stärker auf 
vulnerable Bevölkerungsgruppen 
ausgerichtet werden, und eine nach-
haltige und innovative bäuerliche 
Landwirtschaft und ökonomische 
Entwicklung von ländlichen Räumen 
stärken.

   Stärkung  
menschen­ 
rechts basierter  
Instrumente
Eine kohärente entwicklungsför-
dernde Politik der Bundesregierung 
ist stärker an den Menschenrechten, 
einschließlich der wirtschaftlichen, 
sozialen und kulturellen Rechte wie 
dem Menschenrecht auf Nahrung, 
auszurichten. Programme zur Um-
setzung der Freiwilligen Leitlinien 
zum Recht auf Nahrung und solche 
für die verantwortungsvolle Verwal-
tung von Landnutzungsrechten müs-
sen ausgebaut werden. Das Welter-
nährungskomitee (CFS) als zentrales 
Gremium zur Entwicklung und Bera-
tung von Ernährungspolitiken muss 
institutionell und finanziell gestärkt 
werden.

   ODA­Marker 
für Ernährungssiche­
rung anwenden
Seit 2018 gibt es eine von der OECD 
akzeptierte einheitliche Systematik, 
Ausgaben für den Kampf gegen Hun-
ger und Mangelernährung zu erfassen. 
Die Bundesregierung muss diesen 

„Nutrition Policy Marker“ in der nächs-
ten ODA-Berichterstattung anwenden. 
Außerdem muss die Berichterstattung 
nach dem IATI-Standard (Internati-
onal Aid Transparency Initiative) auf 
alle Ministerien ausgeweitet werden, 
die ODA leisten.

   Konflikt­ und  
Katastrophenpräven­
tion stärken
Mittel für zivile Konfliktprävention 
und Katastrophenvorsorge sollten ge-
steigert werden, insbesondere in fragi-
len Staaten. Prävention und Stärkung 
von Resilienz muss Bestandteil aller 
humanitären und entwicklungspoli-
tischen Programme in besonders ge-
fährdeten Regionen werden. Im UN-
Sicherheitsrat sollte sich Deutschland 
auch politisch stärker für frühzeitige 
Konfliktlösungen engagieren.

   Politische und  
finanzielle Frei­
räume für zivilgesell­ 
schaftliche Organi­
sationen schaffen
Hunger- und Armutsbekämpfung 
erfordert handlungsfähige zivilge-
sellschaftliche Organisationen, die 
Interessen der Betroffenen wirkungs-
voll im politischen Dialog vertreten 
können. In vielen Ländern wird der 
politische und rechtliche Handlungs-
raum zunehmend eingeschränkt. Die 
Bundesregierung muss dieser Ent-
wicklung von „shrinking spaces“ mit 
einer ressortübergreifenden Strategie 
begegnen. Gleichzeitig muss die Ent-
wicklungsarbeit zivilgesellschaftli-
cher Organisationen mehr, flexibler 
und langfristiger gefördert werden.

   Unternehmen 
und Entwicklungs­
banken zur Achtung  
der Menschenrechte  
verpflichten
Die Bundesregierung muss eine ver-
bindliche Regelung für Unterneh-
men erlassen, um die Achtung der 
Menschenrechte entlang von Liefer-
ketten sicherzustellen. Für Auslands-
geschäfte von Entwicklungsbanken 
müssen die menschenrechtlichen 
Vorgaben ausdifferenziert werden. 
Ebenfalls ist noch stärker auf die Ein-
haltung menschenrechtlicher, sozia-
ler und ökologischer Standards in der 
öffentlichen Beschaffung zu achten.

   An afrikanische 
Initiativen anknüpfen
Die deutsche Afrikapolitik benötigt 
partnerschaftliche Politikansätze, 
die der politischen und ökonomi-
schen Differenzierung auf dem afri-
kanischen Kontinent gerecht werden. 
Die Bundesregierung muss konkreter 
an Initiativen und Selbstverpflich-

tungen der Afrikanischen Union und 
ihrer Agenda 2063 anknüpfen und 
deren Umsetzung fördern. Zugleich 
muss sie eine zivilgesellschaftliche 
Teilhabe auf Seiten ihrer afrikani-
schen Partner einfordern.

   Entwicklungs­
politik nicht der 
Migrations abwehr 
unterordnen
Unter der Bezeichnung „Fluchtur-
sachenbekämpfung“ droht eine Ver - 
quickung von Entwicklungs-, Mi-
grations- und Sicherheitspolitik. 
Entwicklungshilfe sollte nicht zu 
innenpolitischen Zwecken instru-
mentalisiert, und Maßnahmen zur 
Grenzsicherung nicht als Entwick-
lungshilfe etikettiert werden. ODA 
darf kein politisches Druckmittel bei 
Verhandlungen über Migrations- und 
Asylpolitiken sein.

   Vorreiterrolle bei 
der Umsetzung der 
UN­Resolution 2250
Die Bundesregierung sollte die Rolle 
von jungen Menschen in der Kon-
fliktbearbeitung entsprechend der 
UN Resolution stärken und damit 
international Vorreiter sein. Dazu 
braucht es eine ressortübergreifen-
de Strategie, bei der Maßnahmen 
und Finanzierungsinstrumente für 
junge Menschen im Bereich ziviler 
Konfliktbearbeitung erarbeitet und 
umgesetzt werden.

   Mehr Mittel für 
Bildung in  
Konfliktregionen
Bildung ist ein wichtiger Schlüssel 
um Kindern Auswege aus Gewalt und 
Armut zu ermöglichen. Um den Bil-
dungszugang weiter zu stärken, soll 
die Bundesregierung zusätzliche Mit-
tel für multilaterale Bildungsfonds 
zur Verfügung zu stellen und acht 

Prozent des Etats des Auswärtigen 
Amtes für Humanitäre Hilfe in Bil-
dung investieren.

   Stärkeres  
Engagement für 
Kinder rechte im  
UN­Sicherheitsrat
Die Bundesregierung sollte sich als 
temporäres Mitglied des UN-Si-
cherheitsrates stärker einsetzen für 
konkrete Initiativen zum Schutz von 
Kindern in Kriegen und Konflikten. 
Dazu gehört auch die systematische 
Verfolgung schwerer Kinderrechts-
verletzungen durch staatliche und 
nichtstaatliche Akteure: die Verwei-
gerung humanitärer Hilfe für Kinder, 
die gezielte Zerstörung lebenswichti-
ger Infrastruktur wie Krankenhäuser, 
Gesundheitsstationen, Schulen und 
Versorgungseinrichtungen für Nah-
rung und Trinkwasser.

   Wiederein­
gliederung von  
Kindersoldaten  
stärken und Kinder 
vor Re krutierung 
schützen
Der Schutz von Kindern vor Rekru-
tierung muss verstärkt werden und 
Programme zur Wiedereingliederung 
ehemaliger Kindersoldaten brauchen 
stärkere und verlässliche Finanzie-
rung. Friedliche Entwicklung braucht 
junge Menschen mit Perspektiven 
jenseits der Gewalt.

   Waffenexporte  
stoppen
Der Export von Rüstungsgütern in 
Konfliktgebiete sowie von Kleinwaf-
fen und dazugehöriger Munition soll-
te grundsätzlich verboten werden. 
Der Bundestag sollte ein restriktives 
und einklagbares Rüstungsexport-
kontrollgesetz verabschieden.
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I
Teil I: Analyse

A N T E I L  D E R  
I N L A N D S K O S T E N  F Ü R 

G E F L Ü C H T E T E  
A N  D E U T S C H E R  O D A  

2 0 1 7
In Prozent; Quelle: OECD  

Stand: Januar 2019

24 %

22,18
M R D .  E U R O  

H A T  D E U T S C H L A N D  2 0 1 7 
F Ü R  E N T W I C K L U N G S -

Z U S A M M E N A R B E I T  A U S -
G E G E B E N

D I E  D E U T S C H E  
O D A  —  D A T E N ,  F A K T E N , 

T R E N D S
Dieses Kapitel gibt einen Überblick 
über die öffentlichen Ausgaben für 
Entwicklungszusammenarbeit (Official  
Development Assistance / ODA) 
Deutschlands im Jahr 2017 gemäß 
der Definition des Development As-
sistance Committee (DAC) der Orga-
nisation für wirtschaftliche Zusam-
menarbeit und Entwicklung (OECD). 
Das OECD-DAC gibt Kriterien vor, 
nach denen öffentliche Mittel als 
Entwicklungshilfe gewertet werden 
können. Die jüngsten verfügbaren 
Daten wurden am 20. Dezember 
2018 für das Jahr 2017 von der OECD 
veröffentlicht.

D E U T S C H E  O D A  
S I N K T  I M  

V E R G L E I C H  Z U M  
V O R J A H R

Mit 147 Milliarden Dollar im Jahr 
2017 stagnierte die ODA aller OECD-
DAC-Geberstaaten auf dem Niveau 
von 2016. In absoluten Zahlen sind 
die größten Geber USA, Deutsch-
land, Japan, Großbritannien und 
Frankreich – diese fünf Länder 
bringen etwa drei Viertel der ODA 
der DAC-Mitglieder auf. Wenn aber 
ODA-Aufwendungen auf die Größe 
der Volkswirtschaft des Geberstaats 
bezogen werden, zeichnet sich ein 
anderes Bild ab. 

Im Jahr 1972 verpflichteten sich 
die Industriestaaten im Rahmen der 
Vereinten Nationen, 0,7 Prozent des 
Bruttonationaleinkommens (BNE) 
für die Entwicklung der ärmeren 

Länder auszugeben. Die USA, auch 
wenn sie in absoluten Zahlen der 
größte Geber weltweit sind, landen 
mit unterdurchschnittlichen 0,18 
Prozent weit unter der Zielmarke. 
Es sind die skandinavischen Länder, 
die sich als Vorreiter zeigen, indem 
sie das Ziel erreichen oder übertref-
fen. Auch Deutschland steht mit 
0,67 Prozent sehr gut im Ranking 
da, direkt hinter Großbritannien 
und knapp unter der Zielmarke von  
0,7 Prozent.

Im Vorjahr lag die deutsche 
ODA-Quote noch bei 0,7 Prozent, 
nachdem sie in den vergangenen 
sechs Jahren gestiegen war und 2016 
den höchsten Wert bisher erreicht 
hat. Auch in absoluten Zahlen liegt 
die deutsche ODA 2017 unter der 
von 2016. Damit ist mit den neusten 
Werten eine Reduzierung festzustel-
len, die sich voraussichtlich in kom-
menden Jahren fortsetzen wird.

Denn die seit 2015 stark gestie-
genen Ausgaben für Geflüchtete in 
Deutschland haben maßgeblich zu 

den ODA-Rekordwerten in den ver-
gangenen Jahren beigetragen. Mit 
5,37 Milliarden Euro machten sie 
2017 ein Viertel der deutschen ODA 
aus. Mit der voraussichtlichen Ver-
ringerung dieser Ausgaben wird auch 
die deutsche ODA-Quote sinken. 
Nach der jüngsten Haushaltsplanung 
sind keine Zuwächse in anderen Be-
reichen vorgesehen, die diese Lücke 
ausgleichen könnten. Zwar wurden 
die Aufwendungen für Entwicklungs-
zusammenarbeit (EZ) 2019 deutlich 
aufgestockt, der Finanzplan des 
Bundes 2018 bis 2022 sieht aber in 
diesem Bereich in den kommenden 
Jahren eine Reduzierung vor. 01
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Stand: Januar 2019

D E U T S C H E 
O D A 

in Mio. US-$

A N T E I L  
A M  B I P *
in Prozent

O D A  P R O  
K O P F 
in US-$

1 I N D I E N 1 181,8 0,05 0,91

2 S Y R I E N  879,8 1,98 45,22

3 C H I N A 710,3 0,01 0,51

4 T Ü R K E I 657,9 0,08 8,10

5 I R A K 534,3 0,28 13,29

6 A F G H A N I S T A N 478,4 2,36 13,69

7 M A R O K K O 459,3 0,42 13,39

8 I N D O N E S I E N 332,8 0,03 1,27

9 J O R D A N I E N 332,1 0,83 31,75

10 M E X I K O 317,5 0,03 2,52

Z I E L M A R K E  0,7 %

 * BIP der Empfängerländer
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N I C H T  E R R E I C H T

Die Bundesregierung hat sich im „Is-
tanbul Programme of Action“ dazu ver-
pflichtet, 0,15 bis 0,2 Prozent des BNE, 
für die am wenigsten entwickelten 
Länder (Least Developed Countries /  
LDC) auszugeben. Dieser Status wird 
Ländern zugewiesen, die nach UN-Kri-
terien aufgrund von großen wirtschaft-
lichen, sozialen und ökologischen 
Herausforderungen besonderer Unter-
stützung bedürfen. Im Jahr 2017 flos-
sen aber nur 3,62 Milliarden Euro der 
deutschen ODA an LDC. Das ist nicht 
viel mehr als ein Sechstel der gesamten 
deutschen ODA und entspricht etwa 
0,11 Prozent des BNE. Damit erfüllt 
Deutschland die Verpflichtung von Is-
tanbul immer noch nicht, obwohl sich 
langsam eine Steigerung abzeichnet.

Unter den zehn größten Empfän-
gern deutscher ODA rangiert mit Afgha-
nistan nur ein LDC. Die anderen Länder 

haben ein mittleres Einkommen – oder 
können als Schwellenländer betrachtet 
werden. Die höchste Zuwendung pro 
Einwohner erhält Syrien, das zwar 
als Lower Middle Income Country 
kategorisiert wird, wo aber Krieg und 
Staatsverfall zu akuter Armut, Ernäh-
rungsunsicherheit, Krankheit und Ver-
treibung geführt haben, und im großen 
Umfang humanitäre Hilfe geleistet 
wird. Auch die großen Zuwendungen 
an die Türkei hängen mit der Krise in 
Syrien zusammen. Zudem müssen in 
Indien, dem größten Empfänger deut-
scher ODA, schätzungsweise 48 Milli-
onen Menschen02 von weniger als zwei 
Dollar pro Tag leben, pro Einwohner 
gerechnet sind die Aufwendungen für 
eines der bevölkerungsreichsten Län-
der der Welt nicht so hoch.

Allerdings erhält Indien, ebenso 
wie China, die ODA nicht primär we-
gen der Zahl der Armen, sondern we-
gen der Möglichkeiten, Marktmittel 
zu mobilisieren. 03 Und es fällt auf, dass 
mit Marokko und Mexico zwei Länder 
mit relativ niedrigen Armutsraten hohe 

Zuwendungen erhalten. Da es sich gleich-
zeitig um relativ große Volkswirtschaften 
handelt, ist der Anteil der ODA am Brut-
toinlandsprodukt dieser Länder gering. In-
sofern stellt sich die Frage, wie viel Mehr-
wert diese Ausgaben schaffen können.

U N T E R  D E N  L D C  W E R D E N 
H A U P T S Ä C H L I C H  

K O N F L I K T L Ä N D E R  G E F Ö R D E R T

Der mit Abstand größte Empfänger 
unter den LDC ist Afghanistan. Das 
Bürgerkriegsland, in dem seit langem 
deutsche Truppen stationiert sind, 
macht mit 478,43 Millionen Dollar 
knapp ein Fünftel der ODA-Ausgaben 
für LDC aus. Es fällt auf, dass die deut-
sche ODA für LDC stark auf Länder 
gerichtet ist, die durch Konflikt- oder 
Kriegssituationen geprägt sind, wie 
ein Abgleich mit dem Konfliktbaro-
meter 2017 des Heidelberg Institute 
for International Conflict Research 
(HIIK) zeigt. Das ist grundsätzlich ein 
sinnvoller und naheliegender Fokus.

Allerdings brauchen LDC, die sich nicht 
in einer Konfliktsituation befinden, 
ebenso Unterstützung, gerade in Post-
Konfliktländern oder Ländern, in denen 
sich ein solcher Konflikt abzeichnet. So 
wird zum Beispiel in Sierra Leone oder 
Liberia davon ausgegangen, dass Kon-
flikte um Land mitursächlich für die 
Bürgerkriege in den 1990/2000er Jah-
ren waren. Viele der systemischen Ursa-
chen dieser Landkonflikte (umstrittene 
Grundstücksgrenzen, Mehrfachverkäu-
fe, gefälschte Eigentumsdokumente, 
unklare Behördenzuständigkeiten, u.a.) 
sind nach wie vor ungelöst und damit 
weiter Auslöser sozialer Konflikte und 
politischer Instabilität. Unterstützung 
von außen kann hier auf den Aufbau 
funktionierender Institutionen, wie 
z.B. Landverwaltungen, hinwirken und 
damit dazu beitragen, dass die gewaltsa-
men Auseinandersetzungen nicht wie-
der aufflammen.

N A C H B E S S E R U N G S - 
B E D A R F  B E I  D E R  W I R K S A M -

K E I T  D E U T S C H E R  O D A

Neben der Quantität der Zuwendungen 
ist die Qualität von entscheidender Be-
deutung für die Wirksamkeit der deut-
schen Entwicklungszusammenarbeit. 

von Busan (Busan Partnership for Ef-
fective Development Co-operation) an-
geschlossen. Eine der Leitprinzipien der 
wirksamen Entwicklungszusammenar-
beit, die in Busan bekräftigt wurden, ist 
die Eigenverantwortung der Partnerlän-
der für ihre Prioritätensetzung.

Nach der letzten Datenerhebung 
der Global Partnership for Effective 
Development Cooperation (GPEDC) 
werden diese aber von Deutschland 
nicht stark genug berücksichtigt. Die 
Programme der deutschen Entwick-
lungszusammenarbeit beziehen sich 
zwar in vier von fünf Fällen auf die 
Entwicklungsstrategien der jeweiligen 
Partnerländer, sie beachten aber viel 
seltener den entsprechenden Rahmen 
für die Rechenschaftslegung. Die In-
dikatoren, an denen der Erfolg der In-
terventionen gemessen wird, decken 
sich durchschnittlich nur zur Hälfte 
mit den Indikatoren in nationalen 
und lokalen Entwicklungsstrategien. 
Auch die Erfassung erfolgt nur zur 
Hälfte über die staatlich verankerten 
Informationsquellen.

Auf dem vierten hochrangigen Forum 
zur Wirksamkeit der Entwicklungszu-
sammenarbeit 2011 hat sich Deutsch-
land der Entwicklungspartnerschaft 

 =  O D A  I N S G E S A M T     =  O D A  A N  L D C

D E U T S C H E  O D A  A N  L E A S T  D E V E L O P E D  C O U N T R I E S
Anteil am Bruttonationaleinkommen in Prozent;  

Quelle: BMZ; Stand: Januar 2019

Z I E L M A R K E  0,2 %
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Darüber hinaus wird nur ein Drittel 
der ODA über die öffentlichen Fi-
nanz- und Beschaffungsstrukturen 
in den Partnerländern abgewickelt 04. 
Es ist bekannt, dass diese Struktu-
ren Herausforderungen und Risiken 
beinhalten. So wird aber die Chan-
ce verfehlt, die Partnerländer beim 
Ausbau ihrer Fähigkeiten zur Imple-
mentierung eigener Vorhaben zu un-
terstützen. Stärkere Einbindung von 
staatlichen und zivilgesellschaftli-
chen Akteuren vor Ort kann langfris-
tig einen maßgeblichen Beitrag zur 
Qualität der Regierungsführung und 
der öffentlichen Verwaltung leisten.

Deutschland schneidet bei den 
vier Dimensionen des QuODA-
Index nur bei „Transparenz und 
Lernen“ im Vergleich zu anderen 
Geberländern gut ab. Auf diesem 
Gebiet ist unter anderem die Mit-
gliedschaft bei der International 
Aid Transparency Initiative (IATI) 
positiv, sowie die allgemeine Qua-
lität der ODA-Daten, die an das 
OECD-DAC berichtet werden. An-
sonsten bewegt sich Deutschland 
auf den unteren Rängen: Bei „Effizi-
enz maximieren“ liegt es unter den  

der deutschen ODA den am we-
nigsten entwickelten Ländern zu 
Verfügung steht. Bei „Partner ent-
lasten“ belegt Deutschland ebenfalls 
Platz 26, was unter anderem auf die 
Vielzahl von Regierungsstellen in der 
deutschen Entwicklungszusammen-
arbeit zurückzuführen ist. In dem 
Bereich „Institutionen fördern“ er-
zielt Deutschland mit Platz 21 eben-
falls einen nur mäßigen Rang, was 
mit den in Busan vereinbarten Prin-
zipien der wirksamen Entwicklungs-
zusammenarbeit zusammenhängt.

P O S I T I V E R  
F O R T G A N G  A U F  D E M  

G E B I E T  D E R  
T R A N S P A R E N Z

Unter anderem wurde in Busan das 
Prinzip der Transparenz bekräftigt. 
Darüber hinaus bringt auch die Open 
Government Partnership Initiative, 
der Deutschland beigetreten ist, Ver-
pflichtung zur Transparenz in der 
Entwicklungszusammenarbeit mit 
sich. Informationen darüber, wie vie-

le Mittel in welche Projekte fließen, 
in welche Regionen und für welche 
Zielgruppen, können in mehrfacher 
Hinsicht dazu beitragen, die Wirk-
samkeit der Entwicklungszusammen-
arbeit zu steigern: Es kann zu bes-
serer Koordinierung der Geber und 
Durchführungsorganisationen bei-
tragen und verhindern, dass in eini-
gen Bereichen Doppelarbeit gemacht 
wird, während andere unterfinanziert 
bleiben. Es kann den staatlichen so-
wie zivilgesellschaftlichen Akteuren 
im Süden dabei helfen, Überblick 
über extern finanzierte Entwicklungs-

vorhaben im eigenen Land zu behal-
ten. So können z.B. die Regierungen 
vor Ort Ausgaben aus dem eigenen 
Haushalt besser planen und öffentli-
che Mittel effektiv einsetzen.

Zugang zu diesen Informatio-
nen ist auch Voraussetzung für die 
Rechenschaftslegung, sonst kön-
nen Zusagen der Geberländer nicht 
überprüft werden. Seit 2017 veröf-
fentlicht das Bundesministerium für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit und 
Entwicklung (BMZ) die Daten zu 
den eigenen Ausgaben, sowie Ausga-
ben durch GIZ und KfW, monatlich 

entsprechend dem IATI-Format. An-
dere Ministerien, die ODA leisten, 
sollten diesem Beispiel folgen. Vor 
allem bezieht sich das auf das Aus-
wärtige Amt, die zweitgrößte Quelle 
der deutschen ODA. 

F Ü R  E N T W I C K L U N G  
I S T  P O L I T I K K O H Ä R E N Z  

E R F O R D E R L I C H

Die Ziele der Entwicklungszusam-
menarbeit können nicht allein durch 
ODA erreicht werden. Die Ausrich-
tung von vielen anderen Politikfel-
dern der Geberstaaten beeinflusst 
die Entwicklung in den Partnerlän-
dern. Seit 2003 verfasst das Center 
for Global Development (CGD) den 
Commitment to Development Index 
(CDI), der Industriestaaten nach 
ihrer Entwicklungsorientierung in 
einem breiteren Sinne beurteilt. Sie-
ben Politikfelder werden unter die 
Lupe genommen: Entwicklungszu-
sammenarbeit, Finanzen, Technolo-
gie, Umwelt, Handel, Sicherheit und 
Migration. Deutschland schneidet 
im aktuellen CDI 2018 mit Platz 3 
(gemeinsam mit Finnland) bemer-
kenswert gut ab, wobei auf mehre-
ren von diesen Politikfeldern Verbes-
serungspotential besteht. Neben der 
Wirksamkeit der Entwicklungszu-
sammenarbeit betrifft das vor allem 
Sicherheits-, Finanz- und Umwelt-
politik. 05 

Z U W Ä C H S E  B E I  
E R N Ä H R U N G S S I C H E R U N G , 

L A N D W I R T S C H A F T ,  
L Ä N D L I C H E R  E N T W I C K L U N G 

U N D  H U M A N I T Ä R E R  
H I L F E  –  N A C H B E S S E R U N G S -

B E D A R F  B E I  
D E R  A U S R I C H T U N G

In den vergangenen fünf Jahren hat 
sich die Bundesregierung mehrfach 
zu einem stärkeren Engagement 
für die Reduzierung von Hunger 
und Mangelernährung bekannt: Im 
Rahmen des Nutrition for Growth-
Gipfels 2013 sagte sie zusätzliche 

27 erfassten Ländern auf Platz 26. 
Ein wichtiger Grund dafür ist, dass 
nur ein vergleichbar kleiner Anteil 
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Der QuODA­Index
QuODA (Quality of Official Development Assistance) erlaubt 
einen vertiefenden Einblick in die Qualität der Entwicklungshilfe.  
Dieser Index, der vom Centre for Global Development erfasst 
wird, bewertet 27 Geberländer und 13 multilaterale Institutionen 
in wiefern ein Geber Verpflichtungen nachkommt, die aller Er­
fahrung nach zur Effektivität der ODA beitragen. In der Fassung 
von 2018 untersucht der QuODA­Index mithilfe von 24 Indikato­
ren vier Dimensionen:

   „Effizienz maximieren“ bewertet strategische  
Entscheidungen zur Verteilung der ODA über Länder und 
Sektoren und die Verfügbarkeit für Empfängerländer.

   „Institutionen fördern“ bewertet den Beitrag, den Geber 
 in Anlehnung an die Prioritäten der Empfänger beim lang­
fristigen Aufbau von Institutionen leisten.

   Wenn ein Geber durch Koordination mit anderen Gebern  
Überlappungen und Fragmentierungen der ODA vermeidet, 
schneidet er bei „Partner entlasten“ gut ab.

   „Transparenz und Lernen“ bewertet die Qualität der ODA­
Daten, sowie den Umfang der Evaluationen der Geber.

Der QuODA­Index stützt sich auf Daten und Indizes einschlägiger 
Institutionen, so etwa Angaben der OECD, die Monitoringdaten 
der Global Partnership for Effective Development Co­operation 
(GPEDC) oder die Entwicklungs­ und Governance­Indikatoren der  
Weltbank. Die Werte lassen sich für die einzelnen Dimensionen  
vergleichen und setzen die Werte der einzelnen Länder ins Verhält ­ 
nis. Dabei beschreibt der Wert 0 den Mittelwert, von dem es  
dann positive bzw. negative Abweichungen gibt. Daher spiegeln 
die Werte die relative Position eines Landes im Verhältnis  
zu anderen Ländern wider und keine absolute Entwicklung.

D I A G R A M M  W I R K S A M K E I T  D E R  D E U T S C H E N  
O D A  N A C H  V I E R  D I M E N S I O N E N  D E S  Q U O D A - I N D E X

Quelle: CGD; Stand: 2018
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Bisher sind die Statistiken des OECD­DAC die zentrale Quelle  
von Daten in Bezug auf die öffentlichen Ausgaben für Entwick­
lungszusammenarbeit. OECD­DAC ist auch das Forum, auf dem  
die Geberländer gemeinsame Standards der Berichterstattung  
be schließen. Die Geberländer berichten jedoch an OECD­ 
DAC nur einmal im Jahr. Im Jahr 2008 wurde die International  
Aid Transparency Initiative (IATI) gegründet, um durch ein  
dezentrales System die Berichterstattung zu beschleunigen.

IATI hat ein offenes Datenformat entwickelt, das jeder  
Geber – öffentlicher oder privater – nutzen kann. Die Datensätze 
sind im IATI­Register eingetragen, können aber jederzeit vom 
Geber aktualisiert werden. Damit bekommen alle Geber die Mög­
lichkeit, Daten jederzeit zu veröffentlichen. Auch können mehr 
Informationen zu den finanzierten Projekten eingegeben werden. 
Gleichzeitig ist das Format mit OECD­DAC­Berichterstattung 
kompatibel, so dass keine Doppelarbeit geleistet werden muss. Die 
Veröffentlichung der Daten im IATI­Format gibt den Akteuren  
in Zivilgesellschaft und Wissenschaft die Möglichkeit, Einblick in 
aktuelle Daten zu bekommen, die sich auch einfach analysieren 
und vergleichen lassen.

IATI — neuer technischer  
Standard für mehr Transparenz  

in der EZ

gen mitbringen, um marktortientiert 
zu wirtschaften.

Um einen relevanten Beitrag zur 
Reduzierung von Mangelernährung 
zu leisten, müsste die Verbesserung 
der Ernährungssituation der vulne-
rabelsten Gruppen explizites Ziel der 
Maßnahmen sein. Unter anderem 
sollten Anbau und Konsum nähr-
stoffreicher und lokal vorhandener 
Nahrungsmittel stärker gefördert 
werden sowie kurze und lokale Ver-
marktungswege für frische und finan-
ziell erschwingliche Lebensmittel. 10 
Das Erfahrungswissen und Potenzial 
der Bauern für angepasste, standort-
gerechte Innovationen sollte dabei 
noch stärker genutzt werden. 11 

Bei allem Anpassungsbedarf 
bleibt SEWOH ein zentrales Instru-
ment zum Erreichen der Verpflich-

200 Millionen Euro für Interventio-
nen im Ernährungsbereich bis 2020 
zu. 06 In der Erklärung des G7-Gip-
fels von Elmau 2015 verpflichtete sie 
sich zusammen mit den anderen G7-
Staaten, bis zum Jahr 2030 500 Mil-
lionen Menschen aus Hunger und 
Mangelernährung zu führen. 07 Die-
se Zusage hat sie 2018 im Koaliti-
onsvertrag noch einmal bekräftigt. 
Zu diesen Absichtserklärungen lie-
gen jedoch weder Umsetzungspläne 
vor, noch sind ausreichende Rechen-
schaftsmechanismen etabliert, um 
nachvollziehen zu können, ob die 
Ziele tatsächlich erreicht werden.

Die Erklärung von Rom der In-
ternationalen Ernährungskonferenz 
von 2014 und die Agenda 2030 mit 
dem Ziel 2, Hunger und alle Formen 
von Fehlernährung bis zum Jahr 2030 
gänzlich zu überwinden, formulieren 
weitere Zielvorgaben, zu denen sich 
die Bundesregierung bekennt.

Es ist eine Herausforderung, die 
Ausgaben für nachhaltige Ernährungs-
sicherung zu ermitteln. Diese breite 
Definition umfasst zwei Arten von 
Maßnahmen: solche, die sich mit den 
unmittelbaren Ursachen von Fehler-
nährung befassen (ernährungsspezi-
fisch), und solche, die einen mittelba-
ren Effekt auf die Ernährung haben 
(ernährungssensibel). 

Zu den unmittelbaren Ursa-
chen gehören: eine unzureichende 
Nahrungsaufnahme hinsichtlich 
der Quantität und/oder der Qualität 
(Nährstoffgehalt), aber auch Krank-
heiten wie Durchfall, die die Auf-
nahme von Nährstoffen durch den 

Körper einschränken. Vorhaben, die 
diese Probleme angehen, können der 
OECD-DAC-Kategorie basic nutrition 
(grundlegende Ernährung) zugeord-
net werden. Die Kategorie stellt aber 
kein vollständiges Bild dar, da einige 
relevante Maßnahmen Teil von grö-
ßeren integrierten Programmen sind, 
und somit in anderen Kategorien er-
fasst werden.

Die Höhe der deutschen Ausgaben in 
diesem Sektor schwankt. Während 
sie bis 2012 auf einem kaum nen-
nenswerten Niveau von drei bis vier 
Millionen Dollar verharrten, stiegen 
sie allein 2013 auf rund 32 Millionen 
Dollar, also etwa auf das Zehnfache, 
um den Höhepunkt von 52 Millionen 
2015 zu erreichen. Danach fallen sie 
aber auf einen moderaten Wert von 
18 bis 19 Millionen Dollar zurück. 
Der Ausschlag um das Jahr 2015 ist 
zu einem großen Teil auf Ausgaben 
im Jemen zurückzuführen, die mit 
dem dortigen Konflikt in Zusammen-
hang standen. Im Zeitraum zwischen 
2008 und 2017 haben sich die In-
vestitionen der Bundesregierung in 
grundlegende Ernährungsmaßnah-
men dennoch versechsfacht.

Bisher gab es keine einheitliche 
Systematik, um ernährungssensible 
Maßnahmen zu erfassen. Das Sca-
ling-Up Nutrition (SUN)-Netzwerk 
hat deshalb einen „Marker“ dafür 

entwickelt, wie es ihn zum Beispiel 
schon für klimarelevante Projekte 
gibt. Der Marker wurde 2018 von der 
OECD akzeptiert und soll bis spätes-
tens 2020 von den Gebern benutzt 
werden. Damit können nun Vorha-
ben beispielsweise in den Bereichen 
Landwirtschaft, Trinkwasserversor-
gung, soziale Sicherung oder Stär-
kung von Frauen erfasst werden, die 
einen gezielten Beitrag zur Verbesse-
rung des Ernährungszustands leisten.

Da bisher solche Investitionen 
in ernährungssensible Maßnahmen in 
den OECD-DAC-Daten nicht erfasst 
wurden, wird hier beispielhaft ein 
Blick auf den Landwirtschaftssek-
tor geworfen; die Produktion von 
Nahrungsmitteln in ausreichender 
Menge und Qualität ist eine Grund-
voraussetzung für Ernährungssi-
cherheit. Das Forschungsinstitut für 
Internationale Ernährungspolitik 
(IFPRI) schreibt dem Wachstum im 
Landwirtschaftssektor einen dreifach 
größeren Effekt auf die Reduzierung 
von Armut und Hunger zu als ande-
ren Sektoren. 08

Deutschland hat entgegen dem 
internationalen Trend, der eine Sta-
gnation bei diesen Ausgaben zeigt, 
die ODA im Sektor Landwirtschaft 
zwischen 2008 und 2017 mehr als 
verdreifacht, von 178 auf 620 Millio-
nen Dollar. Die Steigerungen waren 
bereits bis 2014 signifikant und ha-
ben sich danach innerhalb von drei 
Jahren mehr als verdoppelt. Deutsch-
land sticht damit unter den DAC-
Ländern hervor.

Es handelt sich um eine sehr breit 
gefasste Kategorie mit Maßnahmen 
wie Bewässerung, Verbesserung der 
Bodenfruchtbarkeit, Finanzdienst-
leistungen für Landwirte, Vermark-
tung, Agrarforschung, Landrechte 
und Kapazitätsaufbau, etwa von Ge-
nossenschaften. Der Aufwärtstrend 
ist zum großen Teil auf die interna-
tionalen Verpflichtungen zurückzu-
führen, die Deutschland im Rahmen 
der G8/G7 und G20 eingegangen 
und nachgekommen ist. Die Aufwen-
dungen enthalten hohe Beiträge an 
multilaterale Institutionen wie dem 
Internationalen Fonds für Landwirt-

schaftliche Entwicklung (IFAD). Mit 
deutscher Finanzierung wurde IFAD 
beispielsweise dabei unterstützt, sei-
ne Förderpolitik und -maßnahmen 
ernährungssensitiv zu gestalten. 09

Auch die BMZ-Sonderinitiative 
„Eine Welt ohne Hunger“ (SEWOH) 
trägt seit 2014 zu Steigerungen im 
Ernährungs- und Landwirtschaftsbe-
reich bei. Das „Flaggschiff“ des BMZ 
im Landwirtschaftsbereich sind die 
„Grünen Innovationszentren“, die im 
Rahmen der SEWOH in 14 Ländern 
gegründet wurden. Deren Ziel ist es, 
Erträge zu steigern, Einkommen zu 
erhöhen und Arbeitsplätze in der Le-
bensmittelverarbeitung zu schaffen. 
Sie setzen prioritär auf marktbasierte 
Wertschöpfungsketten und erreichen 
damit vor allem solche bäuerlichen 
Betriebe, die schon die Voraussetzun-

„Wir streben an,  
500 Millionen Menschen in  

Entwicklungsländern bis  
2030 von Hunger und Mangel­ 

ernährung zu befreien.“

B E S C H L U S S  D E S  G 7  G I P F E L S  I N  E L M A U ,  2 0 1 5
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Teil II:  

Kommentar zur Afrikapolitik  
der Bundesregierung

tungen der Bundesregierung zur 
Reduzierung von Hunger und Fehler-
nährung, allen voran dem Nachhal-
tigkeitsziel „Null Hunger“ (SDG 2). 
Daher sollte die Initiative bis 2030 
verstetigt werden.

Die Kategorie ländliche Entwick-
lung umfasst Projekte in ländlichen 
Gebieten, die über die Produktion 
von Nahrungsmitteln hinausgehen, 
aber direkte und unmittelbare Aus-
wirkungen auf Ernährungssicherung 
auf dem Land haben können. Die 
Ausgaben für ländliche Entwicklung 
schwankten in den vergangenen zehn 
Jahren. Ab 2015 lässt sich eine steti-
ge Zunahme der Mittel für ländliche 
Entwicklung ablesen. So stiegen die 
Ausgaben 2016 von 128 Millionen 
Dollar auf 150 Millionen und 2017 
auf 169 Millionen. Damit verhielten 

sie sich gegenläufig zum Trend in den 
DAC-Ländern, wo die Ausgaben ten-
denziell rückläufig waren.

Mit diesen Mitteln wurde 2017 
Infrastruktur auf dem Land finan-
ziert, sowie Programme zur Beschäf-
tigungsförderung und Schaffung 
alternativer Einkommensmöglichkei-
ten. Die Ansätze, die Zukunftspers-
pektiven im ländlichen Raum schaf-
fen, sind grundsätzlich zu begrüßen. 
Dabei ist jedoch besonderes darauf zu 
achten, dass die Maßnahmen vulne-
rable Gruppen erreichen, insbeson-
dere junge Menschen und Frauen. 12 
Projekte mit Fokus auf Ernährungs-
sicherheit kommen in dieser Ausga-
benkategorie 2017 auch prominent 
vor. Vielversprechend sind dabei 
integrierte Ansätze, die Maßnah-
men aus verschiedenen Sektoren –  

Gesundheit, soziale Sicherung, Was-
serversorgung und Hygienemaßnah-
men sowie Bildung – zusammen-
bringen, sowie auf Abstimmung mit 
Regierungen und dezentralen Ver-
waltungsstrukturen abzielen.

A N T E I L  F Ü R  
H U M A N I T Ä R E  H I L F E  

A N  D E R  
D E U T S C H E N  O D A  

S T E I G T

In den vergangenen fünf Jahren 
stiegen die Mittel, die Deutschland 
für Nothilfe bereitstellt, kontinu-
ierlich an. Im Jahr 2017 waren das 
1,93 Milliarden Dollar, das ent-
spricht ungefähr neun Prozent der 
gesamten deutschen ODA. Die Stei-
gerung beträgt zwischen 2012 und 
2017 fast das Achtfache, während 
sich im selben Zeitraum die welt-
weite humanitäre Hilfe in etwa ver-
doppelte. 13 Auch die Ausgaben für 
Wiederaufbauhilfe stiegen in jüngs-
ter Zeit, wobei sie im Verhältnis viel 
geringer bleiben.

Diese Zahlen zeigen, dass Deutsch - 
land globale Verantwortung wahr-
nimmt und sich dort engagiert, wo 
Menschen in Not geraten. Es ist je-
doch kritisch einzuschränken, dass 
die Mittel für Katastrophenpräventi-
on und -vorsorge im Verhältnis deut-
lich zurückblieben. Präventionspro-
gramme sind aber gerade angesichts 
aktueller und zukünftig drohender 
Konflikte um Ressourcen, die mit 
Klimawandel zusammenhängen, 
sehr wichtig. Die Mittel für Kon-
fliktprävention und den Ausbau von 
Frühwarnsystemen müssen gerade in 
Entwicklungsländern weiter ausge-
baut werden, um Notsituationen und 
Krisen besser vorzubeugen. Vorbeu-
gung ist um ein Vielfaches günstiger 
als später die Schäden zu beheben. 14

Der jüngste „State of Fragility”-  
Bericht der OECD 15 zeigt einen ähn-
lichen Trend. Die ODA konzentriert 
sich auf einige wenige Krisenländer, 
und nur zwei Prozent der ODA floss 
in Konfliktprävention und friedens-
schaffende Maßnahmen.

14 15
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„Eine der größten  
Herausforderungen an  

jede Afrika politik  
stellt die enorme Komplexität  

und Diversität  
des Kontinents dar.“

A F R I K A 
B R A U C H T  M U T I G E  

A N T W O R T E N
Afrikapolitik hat für die Bundesregie-
rung seit 2015 Priorität. Die Migra-
tions- und Fluchtthematik nahm in 
Politik und Medien immer mehr Raum 
ein, auch die Auswanderung aus Afrika 
über das Mittelmeer. Die Bundesregie-
rung hat bereits in der vergangenen 
Legislaturperiode afrikapolitische Leit-
linien verfasst; das BMZ wandte sich 
dem afrikanischen Kontinent verstärkt 
mit Sonderinitiativen zu. Die gegen-
wärtige Bundesregierung hat ihr afri-
kapolitisches Engagement ausgeweitet. 

Die Bundesregierung kann im 
Zusammenspiel mit anderen wohlha-
benden Ländern einen Beitrag leisten, 
um die großen politischen, sozio-öko-
nomischen und ökologischen Heraus-
forderungen auf dem afrikanischen 
Kontinent zu bewältigen, die auch 
Auswirkungen auf Europa haben. Vor 
allem aber sollte sie die Menschen in 
Afrika im Blick haben, die Perspekti-
ven für ein Leben in Würde und Frei-
heit suchen.

„ A F R I K A “  G I B T  E S  N I C H T

Eine der größten Herausforderungen 
stellt die enorme Komplexität und Di-
versität des Kontinents dar – „Afrika“ 
als solches nicht gibt. Der Kontinent 
besteht aus 54 Ländern; jedes Land 
ist mit unterschiedlichen Heraus-
forderungen konfrontiert, die diffe-
renzierte Antworten benötigen. Das 
Spektrum reicht von Ländern mit an-
haltendem Wirtschaftswachstum und 
höherem Entwicklungsstand (Botswa-
na, Ghana), über Länder, deren Bevöl-

kerung trotz des Reichtums an natür-
lichen Ressourcen unter Armut leidet 
(Nigeria, Mosambik), bis zu extrem 
fragilen Staaten 16, in denen Gewalt 
und Krieg herrschen (DR Kongo, Süd 
Sudan). Afrika lässt sich weder auf die 
Schablone „Katastrophenkontinent“ 
noch „Chancenkontinent“ reduzieren. 

H U N G E R  –  T R O T Z  
F O R T S C H R I T T E N  E I N E  E N O R M E 

H E R A U S F O R D E R U N G

Auch die Ernährungssituation muss 
differenziert betrachtet werden: Ins-
gesamt konnten Hunger und Unterer-
nährung in Afrika südlich der Sahara 
dem Welthunger-Index zufolge seit 
dem Jahr 2000 um ein Drittel redu-
ziert werden. 17 Doch die Werte für 
Unterernährung, Wachstumsverzö-
gerung bei Kindern und Kindersterb-
lichkeit sind in vielen afrikanischen 
Ländern wie der Zentralafrikanischen 
Republik oder Tschad sehr hoch. Ins-
gesamt haben in Afrika südlich der Sa-
hara 236 Millionen Menschen nicht 
ausreichend zu essen. 18 In Somalia, 
Südsudan und Nigeria waren mehr 
als zehn Millionen Menschen 2017/18 
aufgrund einer Kombination aus be-
waffneten Konflikten und Dürren von 
Hungersnot bedroht. 19 Dagegen konn-
te etwa Ghana die Ernährungslage im 
Land deutlich verbessern.

Ähnlich komplex ist die Entwick-
lung der Armut. Zwar ist in vielen 
afrikanischen Ländern die Armut zu-
rückgegangen, doch weite Teile der 
Bevölkerung, insbesondere in ländli-

chen Gebieten, profitieren nicht vom 
Wirtschaftswachstum. Vor allem wer-
den dadurch zu wenig Arbeitsplätze 
geschaffen („jobless growth“). 20 Dabei 
gehört die wachsende Zahl an jungen 
Menschen ohne Zukunftsperspektiven 
zu den größten Herausforderungen 
auf dem Kontinent. Es wird geschätzt, 
dass bis 2035 die Hälfte der Afrikaner 
unter 18 Jahre alt sein wird. 21 

Aus Sicht der Welthungerhilfe  
sollte die Afrikapolitik der Bundesre-
gierung einen dem jeweiligen Kontext 
angepassten Beitrag zur Lösung dieser 
komplexen Herausforderungen leis-
ten. Dieser sollte sich an den nachhal-
tigen Entwicklungszielen der Agenda 
2030 und den Menschenrechten aus-
richten, einschließlich der wirtschaft-
lichen, sozialen und kulturellen Rech-
te wie dem Menschenrecht auf Nahrung. 
Die Afrikapolitik sollte partnerschaft-
lich angelegt sein und an den Selbst-
verpflichtungen und Programmen der 
Afrikanischen Union unter dem Dach 
der Agenda 2063 anknüpfen. Sie sollte 
die Teilhabe der Bevölkerung an poli-
tischen, sozialen und ökonomischen 
Prozessen stärken. Schließlich sollte 
eine deutsche Afrikapolitik kohärent, 
in sich stimmig und mit anderen Ge-
berländern, insbesondere innerhalb 
der EU, abgestimmt sein.

V I E L E  I N I T I A T I V E N ,  N E U E 
S C H W E R P U N K T E

In der Bundesregierung gibt es von 
einzelnen Bundesministerien wie 
auch ressortübergreifend zahlreiche 

neue Strategiepapiere und Initiati-
ven. Die Papiere sind zunehmend 
von einem innenpolitischen Diskurs 
zu Flucht und Migration bestimmt, 
in der Umsetzung nehmen Maßnah-
men zur Migrationsabwehr und die 
Förderung von Privatinvestitionen 
breiteren Raum ein. Im Einzelnen:

Der Marshallplan mit Afrika (Januar 
2017) ist eine Initiative des BMZ für 
eine „neue Partnerschaft mit Afrika“ 
und strebt mit den drei Säulen „Wirt-
schaft, Handel und Beschäftigung“, 
„Frieden und Sicherheit“ sowie „De-
mokratie und Rechtstaatlichkeit“  
einen ganzheitlichen Ansatz an. 

Unter der Federführung des 
Finanzministeriums entstand der 
Compact with Africa unter deutscher 
G20-Präsidentschaft. Ziel ist es, die 
Bedingungen für Privatinvestitionen 
zu verbessern, insbesondere bei Inf-
rastrukturvorhaben, und Arbeitsplät-
ze zu schaffen.

Die Pro!Africa-Initiative des Wirt-
schaftsministeriums bündelt Maß-
nahmen zur Wirtschaftsförderung 
mit Partnerschaften auf Gebieten wie 
Energie oder Digitalisierung. 

Um deutsche Unternehmen und 
afrikanische Regierungen zu vernet-
zen, hat die Bundesregierung einen 
groß angelegten Investitionsgipfel 
organisiert und einen Entwicklungs-
investitionsfonds angekündigt. Er 
umfasst den Fonds Africa Connect 
für deutsche und europäische Inves-
titionen in Afrika; Africa Grow für 
kleinere und mittlere afrikanische 
Unternehmen sowie ein Wirtschafts-
netzwerk Afrika.

Das Eckpunktepapier „Wirtschaft-
liche Entwicklung Afrikas – Herausfor-
derungen und Optionen“ (Juni 2017) 
ist ein ressortübergreifendes Papier 
der Bundesregierung, um die un-
terschiedlichen Initiativen als deut-
schen Beitrag zum „Compact with 
Africa“ zusammenzuführen. Hierzu 
wurde ein Ressortkreis Afrika gebil-
det, bestehend aus Staatssekretären 
aus Bundeskanzleramt, Auswärti-
gem Amt, Finanzministerium, Wirt-
schaftsministerium, Entwicklungs-
ministerium, Bildungsministerium 
und Umweltministerium. 

Im neuen BMZ-Strategiepapier „Ent-
wicklungspolitik 2030“ (November 
2018) wird angekündigt, Entwick-
lungshilfe unter dem Ansatz „För-
dern und Fordern“ zu konditionie-
ren und die Zahl der Partnerländer 
zu reduzieren. Unterschiedliche Ent-
wicklungsmaßnahmen werden nun 
unter der Überschrift „Perspektive 
Heimat“ zusammengefasst, um die 
Menschen zum Bleiben beziehungs-
weise zur Rückkehr zu bewegen.

Zur Umsetzung der neuen Afrika-
politik schließt die Bundesregierung 
neue Partnerschaften mit Compact-
Ländern (Federführung BMF) und Re-
formländern (Federführung BMZ). 22 
Regierungen, die dem Compact bei-
treten wollen, müssen sich auf eine 
„Policy Matrix“ 23 mit makro-ökono-
mischen Indikatoren verpflichten. 
Bislang sind zwölf Länder der Ini-
tiative beigetreten: Benin, Burkina 
Faso, Elfenbeinküste, Ghana, Guinea, 
Senegal, Togo, Äthiopien, Ruanda, 
Ägypten, Marokko und Tunesien. 

Reformländer müssen zusätzliche 
Kriterien 24 auf den Gebieten gute 
Regierungsführung, Korruption und 
wirtschaftsfreundliche Rahmenbe-
dingungen erfüllen. Nach zunächst 
drei Reformländern – Elfenbein-
küste, Ghana, Tunesien – wurden 
ab Herbst 2018 Partnerschaften mit 
drei weiteren Ländern verhandelt: 
Äthiopien, Marokko und Senegal. 

Auch das Umwelt- und das Bil-
dungsministerium verfolgen eigene 
afrikapolitische Strategien. Die unter 
Federführung des Auswärtigen Amtes 
überarbeiteten afrikapolitischen Leitlini-
en sollen ein übergeordnetes strategi-

sches Dokument der Bundesregierung 
sein. Die fortgeschriebenen und wei-
terentwickelten Leitlinien lagen zum 
Redaktionsschluss noch nicht vor.

Für die Welthungerhilfe orientie-
ren sich diese neuen Strategiepapiere 
und Initiativen nur unzureichend an 
der Agenda 2030 und den Menschen-
rechten. Sie greifen daher zu kurz, 
wie im Weiteren ausgeführt.

Zur Förderung von Privatinves-
titionen: Es ist zu begrüßen, dass 
sich die deutsche Wirtschaft auch 
in Afrika stärker engagieren möch-
te. Privatinvestitionen sind für die 
sozio-ökonomische Entwicklung un-
verzichtbar. Doch um sie eindeutiger 
entwicklungsfördernd zu gestalten, 
sind größere Anstrengungen nötig. 
Die Bundesregierung sollte bei den 
von ihr beziehungsweise deutschen 
Entwicklungsbanken geförderten In-
vestitionen im Ausland dafür sorgen, 
dass sie menschenrechtliche, soziale 
und ökologische Standards einhalten, 
gute Arbeit schaffen und zur Armuts-
reduzierung beitragen.

Zur Transformation in Richtung 
eines positiven gesellschaftlichen 
Wandels 25 gehört deshalb auch, klei-
nere und mittlere Unternehmen in 
den Investitionsländern zu stärken, 
etwa durch Technologietransfer. 
Deshalb ist es auch positiv zu bewer-
ten, dass mit dem Entwicklungsin-
vestitionsfonds auch kleine und mitt-
lere Unternehmen gefördert werden 
sollen. 

Zur Migrationsabwehr: Entwick-
lungspolitik dient der Armutsbe-
kämpfung, deshalb sollte Grenz-
management nicht mit Mitteln der 
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Entwicklungshilfe geschehen oder 
gar zur Bedingung für deren Erhalt 
gemacht werden. Die zunehmende 
Verschränkung von Innen-, Asyl- 
und Entwicklungspolitik zeigt der 
„Masterplan Migration“ des Innenmi-
nisteriums. 

Am deutlichsten zeigt sich der 
Paradigmenwechsel in der Ent-
wicklungspolitik zugunsten von 
„Fluchtursachenbekämpfung“ und 
Migrationsmanagement beim neu 
geschaffenen europäischen Entwick-
lungsfonds EU Trust Fund for Africa 
(EUTF), für den Deutschland der 
mit Abstand größte Geber ist. 26 Der 
neue EUTF dient auch dazu, die im 
Jahr 2016 neu eingeführten „Migrati-
onspartnerschaften“ zu finanzieren, 
bislang mit Äthiopien, Mali, Niger, 
Nigeria und Senegal. Diese „Partner-
schaften“ binden Entwicklungshilfe 
an Konditionen, nämlich verbesser-
tes Migrationsmanagement und die 
Rücknahme von Flüchtlingen und 
Migranten. 

Diese Ausrichtung widerspricht 
dem EU-Konsens für Entwicklungs-
politik von 2017, 27 der unter Bezug 
auf den EU-Vertrag von Lissabon 
bestätigt, dass das oberste Ziel der 
Entwicklungspolitik die Armutsbe-
kämpfung ist. Auch wenn unter den 
im Rahmen des EUTF geförderten 
Maßnahmen durchaus solche sind, 
die Lebensbedingungen verbessern 
und Ernährungssicherheit schaffen 
sollen, so werden an diesem Instru-
ment doch erhebliche Zielkonflikte 
deutlich. Verschiedene Studien kom-
men zu dem Schluss, dass die Aus-
wahl der Partnerländer und Projekte 
des EUTF nicht auf Grundlage der 
Bedürftigkeit im Sinne der Armuts-
bekämpfung, sondern aufgrund ihres 
Migrationsprofils erfolgt. 28 

Zur Kohärenz: Um die deutsche 
Afrikapolitik an den Zielen der 
Agenda 2030 auszurichten, muss 
auch in der Handels- und Agrarpoli-
tik Kohärenz mit entwicklungspoli-
tischen Zielen geschaffen werden. 
Das zukünftige Verhältnis zwischen 
der Europäischen Union und Afrika 
(und den anderen Staaten der afrika-
nischen, karibischen und pazifischen 

Gemeinschaft) wird entscheidend 
durch das Post-Cotonou-Abkommen 
bestimmt werden. Das Fazit einer 
Folgenabschätzung der EU des bis-
herigen Cotonou-Abkommens fällt 
gemischt aus: Der politische Dialog 
hat zu einer besseren Verständigung 
geführt, die Integration in den Welt-
markt hat sich verbessert, gleich-
wohl herrscht immer noch Abhän-
gigkeit von einer begrenzten Anzahl 
an Agrar produkten und Rohstoffen. 
Entwicklungszusammenarbeit konn-
te einen signifikanten Beitrag zur 
Armutsreduzierung leisten, aber die 
Einkommen sind weiterhin ungleich 
verteilt. 29

Zur Abstimmung: Es gibt einen „Res-
sortkreis Afrika“ auf Staatssekretär-
sebene, der die unterschiedlichen 
Aktivitäten koordinieren soll. Doch 
die afrikanischen Partnerländer 
erhalten Besuch von Delegationen 
aus unterschiedlichen Ministerien 
der Bundesregierung. Auch gibt es 
offenbar keine Einigkeit auf EU-
Ebene, insbesondere zwischen 
Deutschland und Frankreich, be-
züglich des Kurses. Dabei wäre eine 
partnerschaftlich orientierte und 
einstimmige europäische Afrikapo-
litik ein starkes Signal, auch an die 
neuen Akteure auf dem afrikani-
schen Kontinent.

Zur Partnerschaft mit Afrika, Anknüp-
fung an die Agenda 2063 und zivilge-
sellschaftlicher Teilhabe: Die Agenda 
2063 der Afrikanischen Union wird 
zwar als strategischer Rahmen in 
den Strategiepapieren der Bundes-
regierung genannt, vor allem im 
Marshall-Plan des BMZ, in der kon-
kreten Umsetzung der deutschen Af-
rikapolitik ist jedoch bislang wenig 
zu erkennen, wo und wie auf den 
darauf basierenden Zehn-Jahresplan 
der Afrikanischen Union angeknüpft 
wird. Stattdessen orientiert sich der 
Compact vor allem an makro-öko-
nomischen und investitionsfördern-
den Indikatoren, und berücksichtigt 
damit zu wenig die sozio-ökonomi-
schen, umwelt- und menschenrecht-
lichen Folgen der darauf resultieren-
den Aktivitäten in den jeweiligen 
Ländern.

Diese Perspektive könnten zi-
vilgesellschaftliche Organisationen 
aus den Partnerländern oder ent-
wicklungspolitische Nichtregie-
rungsorganisationen einbringen. Im 
Compact wird auf eine breite Stake-
holder-Beteiligung verwiesen, damit 
sind aber ausschließlich die jeweili-
gen Regierungen, drei internationale 
Organisationen – der Internationale 
Währungsfonds (IWF), Weltbank 
und die Afrikanische Entwicklungs-
bank (African Development Bank/
AfDB) – sowie die Investoren ge-
meint. 30 Ein inklusives Wachstum, 
das von einer breiten gesellschaftli-
chen Basis getragen wird und eine 
gerechte Verteilung sichert, wird so 
kaum erreicht. 

D A R A U S  E R G E B E N  
S I C H  S E C H S  

Z E N T R A L E  A N F O R D E R U N G E N 
A N  D I E  A F R I K A - 

P O L I T I K  D E R  B U N D E S -
R E G I E R U N G :

 Hunger- und Armutsbekämp-
fung explizit in den Fokus stellen: 
Die Bekämpfung von Hunger und 
Armut wird von Vertretern der 
Bundesregierung bisweilen als eine 
„Selbstverständlichkeit“ bezeichnet; 

doch es braucht explizites Handeln 
dazu, um nicht hinter anderen Pri-
oritäten zurückzufallen. Der Aus-
gangspunkt für die Hungerbekämp-
fung sollte das in der Konvention 
über wirtschaftliche, soziale und 
kulturelle Rechte (Sozialpakt) von 
1976 verankerte Recht auf Nahrung 
sein sowie die Freiwilligen Leitlinien 
zu dessen Umsetzung (FAO 2004). 31 
Diese enthalten Richtlinien für eine 
Hungerbekämpfung aus Sicht der 
Betroffenen, ihrer Rechte und Be-
dürfnisse.

Die Bundesregierung hatte die 
Erarbeitung der Freiwilligen Leitlini-
en zum Recht auf Nahrung maßgeb-
lich vorangetrieben und verschie-
dene Programme dazu aufgelegt, 
diese Vorreiterrolle ist positiv zu 
bewerten. Gleiches gilt für die UN-
Landleitlinien 32 (FAO/CFS, 2012), 
die unter anderem die Beteiligungs-
rechte der betroffenen Bevölkerung 
bei Agrarinvestitionen festlegen und 
damit Landraub 33 verhindern sol-
len. Diese menschenrechtsbasierten 
Instrumente sollten weiterhin der 
strategische Rahmen für eine kohä-
rente Politik zur Hungerbekämpfung 
sein. Außerdem sollte die Umsetzung 
dieser Instrumente im BMZ und im 
Bundesministerium für Ernährung 
und Landwirtschaft (BMEL) weiter 
ausgebaut werden, etwa die Finan-
zierung von Programmen, die eine 
Überarbeitung nationaler Politiken 
und Gesetze entlang dieser men-
schenrechtsbasierten Instrumente 
zum Ziel haben.

Die Sonderinitiative „Eine Welt 
ohne Hunger“ (SEWOH) sollte als 
strategischer Schwerpunkt des BMZ 
ausgebaut und über die aktuelle 
Legislaturperiode hinaus verstetigt 
werden. Bei der SEWOH sollten die 
Stärken ausgebaut, und der Fokus 
mehr auf die bedürftigsten Bevöl-
kerungsgruppen gerichtet werden. 
Investitionen und Innovation in 
ländlichen Gebieten sind weiter-
hin dringend erforderlich, um eine 
produktive, ökologisch nachhaltige 
und innovative bäuerliche Landwirt-
schaft zu entwickeln 34 (siehe dazu 
auch Kapitel I).

 Am wenigsten entwickelte 
Länder verstärkt unterstützen: 
Die Konzentration auf „Reformcham-
pions“ birgt die Gefahr, dass öffent-
liche Mittel für Entwicklungshilfe 
(Official Development Assistance / 
ODA) verstärkt in vergleichsweise 
entwickelte Länder fließen, und die 
am wenigsten entwickelten Länder 
(Least Developed Countries / LDC) 
immer weniger unterstützt wer-
den. Dabei liegen 33 von 47 LDC in 
Afrika. Diese Bild wird vom jüngs-
ten „States of Fragility“-Bericht der 
OECD 35 bestätigt. Demnach liegt die 
Mehrheit der fragilen Staaten in Af-
rika, die weltweite ODA konzentriert 
sich jedoch auf wenige im Zentrum 
der politischen Aufmerksamkeit ste-
hende Staaten wie Syrien oder Afgha-
nistan, fragile afrikanische Staaten 
wie Tschad, Burundi, Zentralafrika-
nische Republik, Mali oder Kongo 
stehen weit hinten an.

Länder mit einem guten Entwick-
lungsstand und stabilen politischen 
Rahmenbedingungen sind selbst in 
der Lage, Armut und Hunger erfolg-
reich zu bekämpfen, wie das Beispiel 
Ghana zeigt: Seit 2006 konnte Gha-
na die extreme Armut halbieren. 36 
Dazu trugen insbesondere Investi-
tionen in die Landwirtschaft und 
soziale Sicherungsprogramme bei. 37 
In einem multisektoralen Ansatz 
unter Federführung der Nationalen 
Planungskommission hat die Regie-
rung Maßnahmen in den Bereichen 
Gesundheit, Bildung und Landwirt-
schaft auf die Bekämpfung von Man-
gelernährung ausgerichtet. Dabei 
wurden aus Pilotprogrammen gewon-
nene strategische Empfehlungen in 
Zusammenarbeit mit Entwicklungs-
partnern auf andere Teile des Landes 
ausgeweitet. 38 

Anders sind die Voraussetzungen 
in Staaten, in denen bewaffnete Kon-
flikte herrschen oder in denen die 
Regierungen nicht willens oder in 
der Lage sind, die Grundversorgung 
der Bevölkerung auf den Gebieten 
Nahrung, Bildung und Gesundheit si-
cherzustellen. Entwicklungszusam-
menarbeit trägt dazu bei, Leben zu 
retten und Perspektiven zu schaffen, 

Einer der wichtigsten normativen Handlungsrahmen für afrikanische 
Staaten ist die von der Afrikanischen Union (AU) verab schiedete 
Agenda 2063. Auch für Organisationen der Zivilgesellschaft in 
Afrika ist dies eine zentrale Referenz für ihre politische Arbeit. Diese 
2013 anlässlich der zehnjährigen Gründung der AU von afrikani­
schen Staatschefs verabschiedete, und 2015 aktualisierte Agenda ist 
an die Agenda 2030 angelehnt und stellt die afrikanische Vision  
für die sozio­ökonomische Transformation des Kontinents dar mit 
konkreten Zielsetzungen für die kommenden 50 Jahre. Die Agenda 
2063 entstand auch als Ergebnis enger Konsultationen mit afrikani­
schen zivilgesellschaftlichen Akteuren. 57

Zu den sieben Zielen der Agenda 2063 gehören: Wachstum und 
nachhaltige Entwicklung; gute Regierungsführung und Respekt  
für Menschenrechte und Rechtsstaatlichkeit; Sicherheit und Frieden; 
politische Einigkeit des Kontinents entlang einer gemeinsamen 
panafrikanischen Vision und Identität. Im Zentrum der Umsetzung 
der Agenda 2063 ist die New Partnership für Africa´s Development 
(NEPAD). Auf dem 31. AU­Gipfel in Nouakchott 2018 haben die 
afrikanischen Staatsvertreter die Schaffung einer neuen AU Deve­
lopment Agency (AU DA) als Nachfolgeorganisation der NEPAD 
beschlossen. Die AU DA soll künftig als eigenständige Agentur und 
technisches Organ für die Implementierung aller AU­Programme, 
darunter auch das Comprehensive Africa Agriculture Development 
Programm (CAADP) verantwortlich sein. 58 Als Verbindungsglied 
zwischen kontinentalen Entwicklungsstrategien und ihrer Imple­
mentierung auf regionaler und nationaler Ebene, 59 wird zukünftig 
die AU DA der Ansprechpartner für alle externen multilateralen  
und bilateralen Partner werden.

Was die Agenda 2063  
der Afrikanischen Union zum  

Inhalt hat
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Basierend auf einer Übersetzung des Originaltextes hat die 
Welthunger  hilfe in Burkina Faso und Äthiopien Konsultationen mit 
Repräsentanten der afrikanischen Zivilgesellschaft und anderen 
Gesprächspartnern durchgeführt. 60 Die Teilnehmer kritisierten den 
Ausgangspunkt des Papiers, das von Ressourcenknappheit ausgeht, 
vielmehr sei Ressourcenverteilung das Hauptproblem. Dies sei der 
Hauptgrund für die Migration in andere Länder. 

Die Teilnehmer kritisierten die stärkere Konditionierung von 
Entwicklungshilfe. Stattdessen sollte an Initiativen der Afrikanischen 
Union angeknüpft, und Reformvorhaben unterstützt werden. Die  
zivilgesellschaftlichen Organisationen sehen Initiativen und Selbstver ­ 
pflichtungen der AU als Referenz an und wünschen sich, dass  
sowohl die internationale Öffentlichkeit als auch die Bürger in Afrika 
besser darüber informiert werden. 

Zum Thema Privatinvestitionen betonten die Teilnehmer, dass 
diese eine „win­win“ Situation zum Ziel haben müssten. Die Frage 
der Einhaltung von Menschenrechten, Umwelt­ und Sozialstandards 
sei zentral; in Burkina Faso wurde auf die negativen Konsequenzen 
des unregulierten Goldminenbergbaus im Land verwiesen, in Äthio­
pien auf die kritischen Arbeitsbedingungen in den neu aufgebauten 
Textilindustrieparks des Landes. Privatinvestitionen sollten primär 
jungen Menschen menschenwürdige Jobperspektiven bieten. 

Konsultation  
der Welthungerhilfe zur  

BMZ­Strategie  
„Entwicklungspolitik 2030“

und sie kann in Zusammenarbeit 
mit reformwilligen Kräften zu struk-
turellen Veränderungen beitragen. 
Deutschland muss sich daher an die 
internationale Verpflichtung halten, 
0,15 bis 0,2 Prozent des Bruttonational-
einkommens für die LDCs aufzuwen-
den und sollte für die Erreichung 
dieses Ziels einen Stufenplan auf-
stellen. Ernährungssicherung und 
Armutsbekämpfung sollten in den 
am wenigsten entwickelten Ländern 
ein Schwerpunkt in der bilateralen 
Zusammenarbeit sein.

 Privatinvestitionen an ent-
wicklungspolitischen Zielen und 
Menschenrechten ausrichten: 
Es sind mehr Anstrengungen er-
forderlich, Privatinvestitionen ent-
wicklungsfördernd zu gestalten. Das 
Deutsche Evaluierungsinstitut der 
Entwicklungszusammenarbeit (DE-
val) kommt nach mehreren Evaluie-
rungen 39 zu dem Ergebnis, dass die 
Einbindung von Unternehmen dazu 
beitragen kann, entwicklungspo-
litische Ziele schneller und besser 
zu erreichen, dass aber bislang die 
Versprechen selten eingelöst wer-
den. Unternehmerische und ent-
wicklungspolitische Ziele sind in der 
Regel nicht deckungsgleich, und die 
entwicklungspolitischen Zielgrup-
pen meist nicht präferierte Kunden 
beziehungsweise Geschäftspartner 
von Unternehmen. Das Interesse 
der Unternehmen, die sich von GIZ, 
KfW oder DEG beraten lassen, liegt 
überwiegend in der Minimierung 
von Risiken bei der Markterschlie-
ßung beziehungsweise dem Bezug 
von Rohstoffen. 

Aufgrund der unterschiedlichen 
Ziele und Interessenslagen muss der 
zu erwartende soziale und ökologische 
Mehrwert der geförderten Investiti-
on konkretisiert und in den Verein-
barungen festgehalten werden. Um 
Mitnahmeeffekte zu verhindern, soll-
te die staatliche Unterstützung vor al-
lem Zusatzkosten decken, etwa für ein 
Training von Arbeitern, die mangels 
Qualifizierung sonst keine Chance 
auf einen Arbeitsplatz gehabt hätten, 
oder ein Training von Kleinbauern. 

Außerdem darf die Förderung nicht 
zulasten der Wirtschaft in den Part-
nerländern gehen. 

Bei Investitionen in autoritären 
Kontexten, in denen im Land eine ef-
fektive Kontrolle durch Parlamente, 
Medien oder eine unabhängige Justiz 
fehlt, ist besondere menschenrecht-
liche Sorgfalt geboten, insbesondere 
bei Großinvestitionen in Infrastruk-
tur oder Bergbau sowie bei großflä-
chigen Agrarinvestitionen. Zwar ver-
fügen die Entwicklungsbanken KfW 
und DEG über ein umfangreiches 
Instrumentarium zur Überprüfung 
von Menschenrechts-, Umwelt- und 
Sozialstandards. In kritischen Fällen 
sollte aber die Entwicklungsbanken 
zusätzlich eine unabhängige men-
schenrechtliche Folgenabschätzung in 
Auftrag geben. Die betroffene Bevöl-
kerung muss transparent informiert 
und an den Planungen beteiligt wer-
den. 40 Auch in Deutschland selbst 
müssen Informationen über Investi-
tionen, die mit öffentlichen Mitteln 
gefördert werden, zugänglich sein, 
ohne dass das Bankengeheimnis in 
Anspruch genommen werden kann.

Zentrale Richtlinie für men-
schenrechtliche Pflichten der Regie-
rungen in den Herkunftsländern der 
Investoren sind die UN-Leitprinzipien 
zu Wirtschaft und Menschenrechten, 41 
die deshalb Eingang in jegliche 
Strategie zu wirtschaftlichen Ak-
tivitäten in Afrika und andernorts 
finden sollte. Der Nationale Aktions-
plan Wirtschaft und Menschenrechte 
ist die deutsche Umsetzung dieser 
Leitprinzipien. Noch setzt die Bun-
desregierung auf Freiwilligkeit, und 
will einzelne Unternehmen stichpro-
benartig und anonym überprüfen. 
Unabhängig davon sollte die Bundes-
regierung auf gesetzlich verbindliche 
Standards hinarbeiten, wie es auch 
ein Gutachten für einen Gesetzes-
entwurf des BMZ vorsieht. Andere 
Länder wie Frankreich sind Deutsch-
land bereits einen Schritt voraus und 
haben menschenrechtliche Sorgfalts-
pflichten gesetzlich geregelt. 42

Die Einhaltung des Menschen-
rechts auf Nahrung sollte verbindli-
cher Bestandteil von Nachhaltig-

keitsstrategien sein – auf staatlicher 
wie auch auf unternehmerischer 
Ebene. Um diesem Anspruch zu 
genügen, sollten in der staatlichen 
Beschaffung und bei Unternehmen 
die Einhaltung von Standards ent-
lang von Lieferketten systematisch 
überprüft werden. Die Welthunger-
hilfe entwickelt gemeinsam mit dem 
Zentrum für Entwicklungsforschung 
(ZEF) und dem World Wide Fund 
for Nature (WWF) einen Food Se-
curity Standard (FSS), der das Recht 
auf Nahrung auf lokaler Ebene in 
der exportorientierten Landwirt-
schaft erfasst, also im ersten Glied in 
der landwirtschaftlichen Wertschöp-
fungskette. 43

 Entwicklungspolitik nicht 
der Migrationsabwehr unterord-
nen: Flucht und Migration aus Afri-
ka über das Mittelmeer haben dazu 
geführt, dass die EU ihre Grenzen 
auch in nordafrikanischen Ländern 
sichern will. Auch in der deutschen 
bilateralen Zusammenarbeit gibt es 
immer mehr Projekte zum Grenzma-
nagement. 44 Der Fokus dieser neuen 
Projekte liegt auf den Herkunftslän-
dern und auf Ländern entlang der 
Migrationsrouten, sowie auf den An-
rainerländern des Mittelmeers. 

Die Zusammenarbeit mit auto-
ritären und korrupten Regierungen ist 
problematisch. So erhielt Ägypten 
seit 2016 2,8 Millionen Euro und Ni-
geria 3,3 Millionen Euro für Polizei-
programme und -ausstattung. Maß-
nahmen zum Grenzmanagement, 
die der Migrationsabwehr dienen, sind 
nicht gleichzusetzen mit entwick-
lungspolitischen Maßnahmen und 
sollten daher auch nicht als ODA 
klassifiziert werden.

Für 2017 wurde zum Beispiel 
als ODA angerechnet: 45 die Unter-
stützung für Nigeria, biometrische 
Personalausweise einzuführen, Da-
tenprogramme zur Überwachung 
von Nigerias Land- und Seegrenzen 
sowie das „Polizeiprogramm Afrika, 
Phase 3“. Zielgruppen sind unter 
anderem Ministerien für innere Si-
cherheit und nationale Polizeistruk-
turen, Aktivitäten sind Schulungen 

in Kriminaltechnik zur Bekämp-
fung transnationaler organisierter 
Kriminalität und für Grenzsicher-
heit sowie der Bau von Polizei- und 
Grenzposten, Polizeischulen und 
kriminaltechnischen Laboren. Bei 
den Ländern handelt es sich um DR 
Kongo, Elfenbeinküste, Kamerun, 
Mauretanien, Niger, Nigeria und 
Tschad. Maßnahmen zur Stärkung 
von Menschenrechten werden nicht 
aufgeführt, obwohl diese gerade in 
Staaten mit kritischer Menschen-
rechtsbilanz integraler Bestandteil 
sein sollten. 46 

Selbst wenn die Anrechnung als 
ODA konform ist mit den Regularien 
des OECD-DAC ist der entwicklungs-
politische Nutzen stark infrage zu 
stellen. Menschen, die vor Hunger, 
Armut und Krieg flüchten, werden 

sich auch von einem intensivierten 
Grenzschutz nicht davon abhalten 
lassen, ihr Land zu verlassen. Hier 
sind vielmehr langfristig angelegte 
strukturelle Entwicklungsmaßnahmen 
erforderlich, die nachhaltige men-
schenwürdige Lebensperspektiven 
schaffen. Polizeiliche Kooperations-
programme sollten im Rahmen von 
übergeordneten menschenrechtsori-
entierten Sicherheitssektorreformen 
mit einem Schwerpunkt auf die Stär-
kung von guter Regierungsführung 
und Rechtstaatlichkeit stattfinden.

 An Selbstverpflichtungen 
und Programme der Afrikani-
schen Union anknüpfen: Der 
entwicklungspolitische Handlungs-
rahmen für Afrika ist die von der Af-
rikanischen Union (AU) verabschie-

dete Agenda 2063. Darauf aufbauende 
Programme und Selbstverpflichtun-
gen bieten zahlreiche konkrete An-
knüpfungspunkte für eine nachhalti-
ge entwicklungspolitische Partnerschaft 
von Deutschland und der EU mit 
Afrika. Dieses sollte sich stärker in 
den Programmen und Strategien der 
Bundesregierung widerspiegeln.

In der AU-Erklärung von Maputo 
2003, 47 die ein Bestandteil der AU-
Entwicklungsstrategie „New Part-
nership for Africa’s Development“ 
(NEPAD) und ihres Comprehensi-
ve Africa Agriculture Development 
(CAADP) Programms ist, haben sich 
afrikanische Regierungen verpflich-
tet, zur Bekämpfung des Hungers bis 
2025 zehn Prozent ihres Budgets in 
Landwirtschaft zu investieren. In der 
„Malabo Declaration on Accelerated 
Agricultural Growth and Transfor-
mation for Shared Prosperity and Im-
proved Livelihoods“ 48 haben sie zu-
sätzlich eine neue Verpflichtung zur 
Hungerbekämpfung aufgenommen: 
Stunting, Ausdruck chronischer Un-
terernährung bei Kindern unter fünf 
Jahren, soll auf zehn Prozent, und 
Untergewicht auf fünf Prozent redu-
ziert werden.

Bei dem für die Bundesregie-
rung wichtigen Thema der Kor-
ruptionsbekämpfung kann an den 
Konsultativen Rat der AU zur Kor-
ruptionsbekämpfung angeknüpft 
werden. 49 Dieser hat eine nationale 
Modellgesetzgebung entwickelt, um 
die AU-Konvention zur Bekämpfung 
der Korruption in die jeweilige nati-
onale Gesetzgebung zu übertragen. 
Auf dieser Grundlage haben bereits 
mehrere afrikanische Länder Behör-
den zur Bekämpfung der Korruption 
eingerichtet, Instrumente auf der 
Justizebene eingeführt oder Aufklä-
rungskampagnen gestartet. Der Prä-
sident des Konsultativen Rats, Bégoto 
Mariam, bedauerte im Gespräch mit 
der Welthungerhilfe, dass Initiativen 
dieser Art in den Geberländern zu 
wenig bekannt seien und zu wenig 
politische und finanzielle Unterstüt-
zung erführen. 

Die Bundesregierung sollte tech-
nisch und finanziell mehr an Initia-
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D I E  U N T E R S C H I E D L I C H E N  P A R T N E R S C H A F T E N  D E R  B U N D E S R E G I E R U N G 
M I T  A F R I K A N I S C H E N  L Ä N D E R N

Quelle: Von Welthungerhilfe erstellt anhand folgender Quellen: BMZ (Marschallplan Afrika, Compact  
with Africa, Strategiepapier 2030), EC (Migration Partnership Framework) 61 
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*Äthiopien, Marokko und 
Senegal sind seit 2018  
in Verhandlungen über eine 
Reformpartnerschaften

tiven und Selbstverpflichtungen der 
Afrikanischen Union und ihrer Agen-
da 2063 anknüpfen und deren Um-
setzung fördern. Zugleich sollte sie 
eine zivilgesellschaftliche Teilhabe 
auf Seiten ihrer afrikanischen Part-
ner einfordern.

 Politische und finanzielle 
Freiräume für zivilgesellschaft-
liche Organisationen schaffen: 
Die Beschneidung von zivilgesell-
schaftlichen Freiheiten („shrinking 
space“) ist auch auf dem afrikani-
schen Kontinent eine zentrale po-
litische Herausforderung. 50 In fast 
allen Ländern sind die Handlungs-
möglichkeiten zivilgesellschaftli-
cher Gruppen mehr oder weniger 
stark eingeschränkt. 51 So beschnei-
det zum Beispiel in Sierra Leone 
das neue „Development Coopera-
tion Framework“ den Aktionsradi-
us nationaler und internationaler 
Nichtregierungsorganisationen für 
ihre politische Arbeit und die Inte-
ressensvertretung benachteiligter 
Bevölkerungsgruppen. 52

Außerdem verfügen zivilgesell-
schaftliche Organisationen in Ent-
wicklungsländern meist über wenig 
eigene Einkünfte und nur schwache 
Organisationsstrukturen. Dies führt 
zu einem Wettbewerb um Geberfi-
nanzierungen, fehlende Spezialisie-
rung und mangelnden Möglichkei-
ten, politische Prozesse langfristig 
zu begleiten. Dabei zeigen Erfahrun-
gen der Welthungerhilfe zum Bei-
spiel in Liberia, wie entscheidend 
eine gut organisierte Zivilgesell-
schaft sein kann: Unterstützt durch 
internationale Partner (Finanzie-
rung durch EU bzw. BMZ) gelang 
es der liberianischen Civil Society 
Working Group on Land Reform, 
ihre Kernforderungen im Gesetzge-
bungsprozess für das neue Landrecht 
durchzusetzen – im Ergebnis eines 
der progressivsten Gesetzeswerke 
des Kontinents. 53

Solche Erfolge werden nur er-
reicht, wenn nationale zivilgesell-
schaftliche Organisationen über 
die notwendigen Ressourcen und 
Freiräume verfügen. Die Bundesre-

gierung sollte das Thema „shrinking 
space“ zu einem festen Bestandteil 
des politischen Dialogs machen, das 
Instrumentarium für Menschenrechts-
verteidiger besser nutzen und den 
Schutz einzelner Akteure – etwa 
durch humanitäre Visa – sicherstel-
len. Deshalb sollte sie auf der Basis 
einer regelmäßigen Berichterstattung 
der deutschen Auslandsvertretungen 
eine kohärente Strategie zum Schutz 
von zivilgesellschaftlichen Freiheiten 
entwickeln.

Außerdem sollte die Entwick-
lungsarbeit zivilgesellschaftlicher 
Organisationen verstärkt finanziell 
gefördert werden. Viele deutsche 
Nichtregierungsorganisationen ha-
ben ihre Leistungsfähigkeit ausge-
baut, so dass sie neben der bi- und 
multilateralen Entwicklungszusam-
menarbeit einen größeren Beitrag 
bei der Umsetzung der Agenda 2030 
übernehmen können. Sie können 
einen wesentlichen Beitrag leisten, 
Kapazitäten von zivilgesellschaftli-
chen Organisationen in den Part-
nerländern zu stärken, und armuts-
orientierte Programme entlang der 
Bedürfnisse der ärmsten Bevölke-
rungsschichten zu entwickeln; dies 
ist insbesondere in fragilen und von 
Korruption geprägten Staaten erfor-
derlich, in denen eine bilaterale Zu-
sammenarbeit nicht oder nur einge-
schränkt möglich ist.

F Ü R  E I N E  
A F R I K A - K O O P E R A T I O N  

A U F  
A U G E N H Ö H E

Wie der ehemalige Bundespräsident 
Horst Köhler in einer Rede betonte, 
zwingt „die zunehmende Ausdif-
ferenzierung der politischen und 
ökonomischen Landschaft auf dem 
afrikanischen Kontinent auch die 
deutsche Afrikapolitik zu einer stär-
keren strategischen Differenzierung. 
Und diese kann nur auf Basis einer 
besseren Kenntnis und Einbeziehung 
afrikanischer Debatten und Initiati-
ven funktionieren“. 54 Die Zeiten soll-
ten vorbei sein, in denen im Norden 

entwickelte Konzepte und Program-
me auf den afrikanischen Kontinent 
übertragen werden. 55 Es genügt auch 
nicht, wenn Staatschefs und Minis-
ter über Kooperation sprechen und 
Erklärungen zeichnen. Zivilgesell-
schaft, Jugend und Wirtschaft Afri-
kas und Europas sollten viel stärker 
in Dialoge über die Zukunft der Be-
ziehungen zwischen Afrika und Eu-
ropa einbezogen werden. 

Die Länder des Nordens haben 
in Afrika nicht nur aufgrund ihrer 
kolonialen Vergangenheit, sondern 
auch aufgrund ihrer Politik der ver-
gangenen Jahre viel an Glaubwür-
digkeit verloren. Längst haben sich 
andere Akteure auf dem Kontinent 
positioniert, sowohl wirtschaftlich 
als auch politisch. Nicht nur in der 
AU wird das diplomatische Vakuum 
von anderen Ländern ausgefüllt, al-
len voran China, 56 aber auch Türkei 
und Russland.

Insofern hat Bundespräsident 
Frank-Walter Steinmeier den richti-
gen Ton getroffen, als er bei seiner 
jüngsten Afrikareise in Addis Abe-
ba sagte: „Wir Europäer brauchen 
neue, vertrauensvolle Partnerschaf-
ten mit Äthiopien und möglichst 
vielen anderen afrikanischen Län-
dern. Auf globale Herausforderun-
gen können wir nur gemeinsam 
mit Ihnen Antworten finden.“ Von 
diesem Geist ist im aktuellen politi-
schen Diskurs wenig zu spüren, der 
meist von innen-, sicherheits- und 
wirtschaftspolitischen Interessen 
Deutschlands dominiert wird. Hier-
zulande scheint noch nicht ange-
kommen zu sein, dass Deutschland 
– das im Vergleich etwa zu Groß-
britannien oder Frankreich nie ein 
großer Akteur in Afrika war – im-
mer weiter an Bedeutung verliert 
und deshalb den afrikanischen Part-
nerländern auch keine Bedingun-
gen diktieren kann. Antworten auf 
die komplexen Herausforderungen 
können nur in Partnerschaft mit af-
rikanischen Ländern, im Dialog mit 
der Zivilgesellschaft und im Aus-
tausch mit anderen auf dem Konti-
nent aktiven Regierungen angegan-
gen werden.
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Teil III — Beitrag von terre des hommes

III
Teil III: Kommentar zur Rolle der  

Bundesregierung bei der  
Unterstützung von Kindern und Jugendlichen  

in (Post­)Konfliktsituationen

Teil III — Kinder und Jugendliche in (Post)Konfliktsituationen

M E H R  K O H Ä R E N Z , 
M E H R  V E H E M E N Z , M E H R 

N A C H H A L T I G K E I T ! 
Das Leben fast jedes fünften Kindes 62 
weltweit ist durch bewaffnete Kon-
flikte gefährdet. Gefährdet bedeutet: 
Kampfhandlungen finden im Um-
kreis von 50 Kilometern zum Wohn- 
bzw. Aufenthaltsort des Kindes statt. 
Seit 1990 ist die Zahl der von Krieg 
und Gewalt betroffenen Kinder von 
rund 200 Millionen auf 420 Millio-
nen angestiegen. 63 In der Altersgrup-
pe von 15 bis 29 Jahren war im Jahr 
2016 jeder vierte junge Mensch (408 
Millionen) von gewaltsamen Kon-
flikten betroffen. 64 In neun der zehn 
gefährlichsten Länder der Erde für 
Kinder liegt ihr Anteil bei rund 40 
bis 50 Prozent der Gesamtbevölke-
rung (vgl. Grafik S. 27). 65

Kinder, Jugendliche und junge 
Heranwachsende sind in bewaffne-
ten Konflikten Opfer, häufig werden 
sie auch zur Mitwirkung an Gewalt-
handlungen gezwungen und werden 
dadurch zum Täter. Bewaffnete Kon-
flikte sind eine schwere Bürde für 
die Zukunft: Kinder, die mit Gewalt 
aufwachsen, entwickeln keine positi-
ve Perspektive, weder für sich selbst 
noch für die Gesellschaft, in der sie 
leben und aufwachsen. Es ist deshalb 
eine große Herausforderung für die 
Friedens- und Entwicklungspolitik, 
die Humanitäre Hilfe und Sicher-
heitspolitik, Kinder und Jugendliche 
vor Gewalt zu schützen und ihnen 
die Möglichkeit zu geben, eine frie-
densstiftende Rolle einzunehmen. 
Im Folgenden sollen schlaglichtartig 
einige Aspekte aus ausgewählten, für 
Kinder besonders bedeutsamen Poli-
tikfeldern diskutiert werden. Dabei 

geht es nicht um eine vollständige 
Aufarbeitung des Themenfeldes, 
sondern um die Fokussierung auf 
bestehende Leerstellen und Proble-
matiken.

Die Lebenssituation von Kindern 
und ihren Familien in Konfliktlän-
dern ist Gegenstand von vielfältigen 
staatlichen als auch von zivilgesell-
schaftlichen Initiativen und Hilfs-
programmen. Die bestehenden Maß-
nahmen zeigen Wege auf, um von 
Konflikten betroffene Kinder und 
Jugendliche auf dem Weg zu einem 
Leben ohne Gewalt zu unterstützen. 
Die deutsche Entwicklungszusam-
menarbeit trägt hierzu oft erfolgreich 
und modellhaft bei, folgt dabei aber 
nicht immer einer klar erkennbaren 
Strategie, zu der mehr Geradlinig-
keit, Kohärenz und Transparenz in 
der Konfliktbearbeitung mit und für 
Kinder als Teil eines übergeordneten 
friedenspolitischen Handlungsrah-
mens gehören müssten. Oft stehen 
einzelne Maßnahmen isoliert neben-
einander, manche werden durch die 
Zielsetzungen in anderen Politikbe-

reichen konterkariert. Dabei sind 
zumindest die finanziellen Voraus-
setzungen gegeben, immerhin legt 
die deutsche öffentliche Entwick-
lungszusammenarbeit (ODA) einen 
Schwerpunkt auf die Unterstützung 
von Ländern, die durch Kriegs- und/
oder Postkonfliktsituationen geprägt 
und somit als politisch fragil einzu-
stufen sind (vgl. Grafik S. 10).

Z A H L E N  U N D  
D A T E N 

Alle Kriege sind Kriege gegen Kin-
der. 66 Die Vereinten Nationen be-
zeichnen die Tötung und Verstümme-
lung, Rekrutierung und den Einsatz 
von Kindersoldaten, sexuelle Gewalt, 
Entführung, Angriffe auf Schulen 
und Krankenhäuser sowie die Ver-
weigerung des Zugangs zu Humani-
tärer Hilfe als die schwersten Kinder-
rechtsverletzungen in bewaffneten 
Konflikten. Diese werden – als Folge 
mehrerer Resolutionen des UN-Si-
cherheitsrats – durch ein weltweites 
Berichts- und Monitoringsystem do-
kumentiert, das von der Bundesregie-
rung unterstützt wird. Der jährliche 
Bericht des UN-Generalsekretärs zur 
Situation von Kindern in bewaffneten 
Konflikten basiert auf diesen Infor-
mationen.

Allein 2017 wurden über 21 000 
solcher schweren Kinderrechtsverlet-
zungen durch die UN belegt. Gegen-
über 2016 mit etwa 15 500 derartigen 
Kinderrechtsverletzungen ist das 
ein Anstieg um circa 35 Prozent. 67 

21 000 
S C H W E R E  

K I N D E R R E C H T S V E R L E T -
Z U N G E N  G A B  E S  

2 0 1 7  I N  K O N F L I K T E N
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T Ö T U N G  U N D  
V E R S T Ü M M E L U N G

2005 - 2017
~ 83 000 

davon allein je ca. 10 000  
2016 und 2017

Z W A N G S -
R E K R U T I E R U N G

2005 - 2017 56 140

S E X U E L L E  
G E W A L T

2017
900

Dunkelziffer extrem  
hoch

E N T F Ü H R U N G 2005 - 2017
~ 16 000

allein 1 600 2017 durch  
Al-Shabaab in Somalia

A N G R I F F E  A U F 
S C H U L E N  U N D 
K R A N K E N H Ä U S E R

2005 - 2017 15 890

V E R W E I G E R U N G 
D E S  Z U G A N G S  
Z U  H U M A N I T Ä R E R 
H I L F E

2010- 2017 69
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1 014
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V O N  D E N  V E R E I N T E N  N A T I O N E N  E I N D E U T I G  
V E R I F I Z I E R T E  F Ä L L E  D E R  

S C H W E R S T E N  V E R L E T Z U N G E N  D E R  K I N D E R R E C H T E 
Quelle: CAAC - Berichte Stand: Dezember 2018
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Die Dunkelziffer dürfte aufgrund 
fehlenden Zugangs zu Konfliktge-
bieten, eingeschränkter juristischer 
Aufarbeitung und der Tabuisierung 
bestimmter Formen insbesondere se-
xualisierter Gewalt noch sehr viel hö-
her liegen. Das zeigt das Beispiel der 
Zwangsrekrutierung von Kindersolda-
ten: Während die Vereinten Nationen 
zwischen 2005 und 2017 gut 56 000 
Fälle von Rekrutierung von Kindern 
verifizieren konnten, gehen Nichtre-
gierungsorganisationen aufgrund ih-
rer langjährigen Erfahrung in der Pro-
jekt- und Advocacy-Arbeit von bis zu 

250 000 Kindern unter 18 Jahren aus. 
Dramatische Konsequenzen für 
das Überleben von Kindern hat der 
sprunghafte Anstieg der Verweige-
rung des Zugangs zu Humanitärer 
Hilfe. Diverse Nichtregierungsorgani-
sationen warnen vor den Konsequen-
zen der ansteigenden Zahl von hun-
gernden und unterernährten Kindern 
in Konfliktregionen. 68 Betroffen sind 
besonders Kinder und Jugendliche im 
Südsudan und im Jemen, aber auch in 
Syrien, Mali und Myanmar. Mittler-
weile sterben dort mehr Kinder durch 
Unterernährung, fehlendes Trinkwas-

ser, Folgekrankheiten und mangelhaf-
te medizinische Versorgung als durch 
Bomben, Granaten und Gewehrku-
geln. 69 Die Blockade Humanitärer 
Hilfe ist für Kinder ebenso tödlich 
wie eine Gewehrkugel. 

Kriege und Konflikte haben 
weitreichende und tiefgehende Aus-
wirkungen auf Leben und Entwick-
lungschancen von Kindern. Es tre-
ten physische Folgen aufgrund von 
Kriegsverletzungen und mangelnder 
Versorgung mit Medizin und Nah-
rung auf. Hinzu kommt die trauma-
tische Wirkung der erlebten Gewalt, 
die ein breites Spektrum an psychi-
schen Erkrankungen nach sich ziehen 
kann. 70 Negative Bewältigungsstrate-
gien sind nicht minder relevant. So 
führen Kriege und Konflikte zu einem 
erneuten Anstieg von Zwangsverhei-
ratungen junger Mädchen in diesen 
Gebieten. Dieses Phänomen ist unter 
anderem im Südsudan und im Jemen 
sowie unter syrischen Flüchtlingen 
und den Rohingya in Bangladesch zu 
beobachten. 

71 Die Konsequenzen von 
Gewalt und Krieg begleiten Kinder 
mindestens bis ins Erwachsenenal-
ter, oft sogar ein Leben lang. Sie ha-
ben Auswirkungen auf die spätere 
Erziehung ihrer eigenen Kinder und 
beeinflussen dadurch auch das Leben 
nachfolgender Generationen.

Die genannten Zahlen und Daten 
zeigen, dass es großen Handlungsbe-
darf in der Umsetzung der zahlreichen 
UN-Resolutionen zum Schutz von 
Kindern und Jugendlichen in Konflikt-
gebieten gibt. Die Bundesregierung 
muss ihren Einfluss nutzen, um darauf 
zu drängen, dass die Schutzbestim-
mungen für Kinder in bewaffneten 
Konflikten respektiert werden. Die 
Zeit der Mitgliedschaft der Bundes-
regierung im UN-Sicherheitsrat sollte 
hierfür gezielt genutzt werden. 

S T R A T E G I E N  U N D  
I N I T I A T I V E N  D E R  B U N D E S -

R E G I E R U N G

Die Bundesregierung hat in den ver-
gangenen zwei Jahrzehnten wesentli-
che UN-Resolutionen zum Schutz von 
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Die Resolution 2250 zu Jugend, 
Frieden und Sicherheit von 2015 
würdigt die zentrale Rolle junger 
Menschen in Friedensprozessen. 
Kinder und Jugendliche sollen 
gestärkt werden, als „Agents of 
Change“ im Hinblick auf lang­
fristige krisenpräventive Ansätze  
und gewaltfreie Konfliktbear­
beitung sowie auf die Verhütung 
und Bekämpfung des gewalttä­
tigen Extremismus eine positive 
und aktive Rolle zu übernehmen.  
Die Resolution fordert die Erhö­
hung der politischen, finanziellen, 

technischen und logistischen 
Unterstützung der Beteiligung 
von Jugendlichen an Friedens­
bemühungen. Sie stellt von 
Jugendlichen geführte soziale 
und politische Bewegungen,  
friedensbildende und konflikt­
verhütende Maßnahmen auf 
lokaler und nationaler Ebene, 
die zum Aufbau fried licherer  
Gesellschaften und zur Förde­
rung einer demokratischeren 
und integrativeren Regierungs­
führung beitragen, in den 
Mittelpunkt.

 U N  R E S O L U T I O N  2 2 5 0

01. Fordert die Mitgliedstaaten  
nachdrücklich auf, zu prüfen, wie die 

inklusive Vertretung Jugendlicher  
in Entscheidungsprozessen auf allen 

Ebenen in den lokalen, nationalen,  
regionalen und internationalen  

Institutionen und Mechanismen zur  
Verhütung und Beilegung von  

Konflikten (...) verstärkt werden kann.

werden müssen, wie die Leitlinien 
„Krisen verhindern, Konflikte bewäl-
tigen, Frieden fördern“ fordern. Rele-
vante Maßnahmen aus anderen Plä-
nen könnten so aufgegriffen werden.

Wie die Bundeskanzlerin jüngst 
auf der Münchener Sicherheitskonfe-
renz betonte, soll der deutsche Vertei-
digungshaushalt zwischen 2015 und 
2024 von 1,18 Prozent auf 1,5 Prozent 
des BIP wachsen. Dies entspricht 
nach jetzigem Stand einem Sprung 
von 33 auf etwa 60 Milliarden Euro. 79 
Doch zusätzliche Mittel für Verteidi-
gung allein werden den Frieden in der 
Welt nicht sichern – auch dies beton-
te die Kanzlerin. Unabhängig von der 
politischen Bewertung der im Koaliti-
onsvertrag angekündigten „Kopplung“ 
des Verteidigungs- und EZ-Etats: Ein 
solcher Zugewinn im Verteidigungs-
ressort sollte mit einer massiven 
Erhöhung der Gelder für die zivile 
Konfliktbearbeitung einhergehen. Da-
mit jungen Menschen in Kriegs- und 
Nachkriegssituationen eine Lebens-
perspektive eröffnet und gleichzeitig 
durch entwicklungspolitisches Enga-
gement ein Beitrag zur internationa-
len Sicherheit geleistet werden.

F I N A N Z I E L L E S  E N G A G E M E N T

Im internationalen Vergleich steht die 
Bundesregierung im Bereich der zi-
vilen Krisenprävention und Friedens-
bildung insgesamt gut da. Zwischen 
2007 und 2016 war Deutschland der 
drittgrößte ODA-Geber in diesem Be-
reich (2017: 548 Millionen Dollar). 80 
Da rüber hinaus verfügt das Auswär-
tige Amt über ein mehrmals aufge-
stocktes Budget für Humanitäre Hilfe 
und Krisenprävention von inzwischen 
2 Milliarden Euro für 2019. Auch Kin-
der und Jugendliche profitieren von 
diesen Mitteln, allerdings ist schwer 
einzuschätzen, wie viel Hilfe ihnen 
letztlich und insgesamt zugutekommt; 
genannt werden meist nur Globalbud-
gets und die Budgets einzelner Ini-
tiativen und Programme. Weiterhin 
hat das BMZ das UN-Kinderhilfspro-
gramm 2018 mit 289 Millionen Dol-
lar unterstützt (für 2019 vorgesehen: 

509 Millionen Dollar). Hauptemp-
fängerländer sind Libanon, Türkei, 
Jordanien, Irak, Südsudan, Somalia, 
Syrien und Jemen, die alle in unter-
schiedlicher Intensität von Konflikten 
betroffen sind. 81 Für die Bekämpfung 
von Traumata und die Stärkung der 
mentalen Gesundheit von Kindern 
stellt das BMZ seit 2016 Mittel in 
Höhe von 230 Millionen Euro bereit. 
Insgesamt zahlte die Bundesregierung 
für das UN-Kinderhilfswerk seit 2015 
1,51 Milliarden Euro und verweist da-
rauf, dass die Organisation besonders 
in Konfliktgebieten aktiv ist. 82

Insgesamt fehlt in der Strategie 
der Bundesregierung ressortübergrei-
fende Transparenz bei der Stärkung 

von Kindern und Jugendlichen im Be-
reich von Konfliktprävention, Huma-
nitärer Hilfe und Friedensförderung 
in (Post-)Konfliktsituationen, die das 
gesamte deutsche Engagement in die-
sem wichtigen Feld umfasst, nachhält 
und sichtbar macht, und somit auch 
Raum für Weiterentwicklung öffnet.

M E H R  N A C H H A L T I G K E I T  
U N D  T R A N S P A R E N Z  

B E I M  T H E M A  K I N D E R -
S O L D A T E N

Die Wiedereingliederung von ehema-
ligen Kindersoldaten ist ein zentrales 
Element in Friedensprozessen und 

Kindern in bewaffneten Konflikten 
unterzeichnet und auf diplomatischer 
Ebene aktiv an der Fortschreibung von 
Standards mitgewirkt. So wurde unter 
ihrem Vorsitz im UN-Sicherheitsrat 
2011/2012 beschlossen, bei der Auf-
nahme in die sogenannte „Liste der 
Schande“ 72 auch Milizen und staatli-
che Armeen zu berücksichtigen, die 
für Angriffe auf Krankenhäuser und 
Schulen verantwortlich sind. Gegen-
wärtig setzt sich die Bundesregierung 
für die Stärkung von Frauen und 
Mädchen in Konfliktkontexten ein. 73 
Andererseits gibt es nach wie vor 
menschen- und kinderrechtlich zen-
trale Standards und Verträge, die die 
Bundesregierung nicht einhält bezie-
hungsweise nicht unterzeichnet. Dies 
gilt für den Straight 18-Standard, der 
die Rekrutierung von Minderjährigen 
in Armeen und bewaffneten Gruppen 
verbietet, 74 oder die ILO-Konvention 
169 zum Schutz von indigenen Völ-
kern, die Kriegen und Konflikten in 
aller Regel besonders schutzlos ausge-
liefert sind. Bei der Safe Schools De-
claration nahm die Bundesregierung 
lange Zeit eine bremsende Rolle ein, 
ist nun aber beigetreten. Im Mai findet 
in Spanien der dritte internationale 
Kongress für sichere Schulen statt.
Dort könnte die Bundesregierung dar-
legen, welche konkreten Schritte sie 
bislang zur Umsetzung der Erklärung 
unternommen hat. 75

Nachfolgend wird anhand der 
Diskussion der bestehenden poli-
tischen Leitlinien, des finanziellen 
Engagements und der Fokussierung 
auf die Themenbereiche Bildung 
und Waffenexporte das Vorgehen der 
Bundesregierung kritisch analysiert.

P O L I T I S C H E  L E I T L I N I E N

Grundsätzlich fällt auf, dass die Rech-
te von Kindern und jungen Menschen 
bei der Entwicklung von politischen 
Regierungsprogrammen, die das 
Thema Konfliktbearbeitung betref-
fen, längst nicht ausreichend berück-
sichtigt werden. Das zeigt sich zum 
Beispiel bei den im September 2017 
veröffentlichten Leitlinien der Bun-

desregierung „Krisen verhindern, Kon-
flikte bewältigen, Frieden fördern“. Sie 
sind das Ergebnis einer Debatte unter 
breiter Beteiligung aus Politik, Zivil-
gesellschaft, Wissenschaft, Verbänden 
und Wirtschaft, die unter dem Motto 
„PeaceLab2016: Krisenprävention 
weiter denken!“ geführt wurde. Die 
Leitlinien stellen die Krisenprävention 
in den Vordergrund und beschreiben 
ausführlich die Herangehensweisen 
in allen Phasen eines Konfliktes, aber 
auch Handlungsfelder und Instru-
mente zur Förderung des Friedens in 
den Partnerländern. Ausgerechnet die 
Rolle von Kindern und Jugendlichen 
wird jedoch kaum gewürdigt. Konkre-
te Maßnahmen, die sie stärken und in 
die Lage versetzen, eine aktive Rolle 
bei langfristigen krisenpräventiven 
Ansätzen, gewaltfreier Konfliktbe-
arbeitung und Friedensförderung zu 
übernehmen, finden nur am Rande 
Erwähnung. Ein weiteres relevantes 
politisches Programm stellt der na-
tionale Aktionsplan zur Umsetzung 
von UN-Resolution 1325 dar. Er soll 
die Rolle von Frauen und Mädchen 
in der Konfliktbewältigung stärken. 
Darin werden Mädchen zwar häufig 
genannt, aber praktisch immer im 
Verbund („Frauen und Mädchen“) 
und fast nie als Zielgruppe von spe-
zifischen Maßnahmen. Gleichzeitig 
betont der Aktionsplan, dass Jungen 
Teil der Bemühungen zum Abbau ge-
waltbezogener geschlechtsspezifischer 
Rollenstereotypen sein müssen. 76 
Auch dieser Aktionsplan ersetzt keine 
umfassende kinder- und jugendorien-
tierte Konfliktbewältigungspolitik.

Das BMZ wiederum hat einen Aktions-
plan „Agents of Change“ für die Um-
setzung von Kinder- und Jugendrech-
ten entwickelt. Ziel ist es, Kinder- und 
Jugendrechte anhand von Arbeitsfel-
dern und regionalen Schwerpunkten 
strukturell in die Vorhaben der staatli-
chen Entwicklungszusammenarbeit zu 
integrieren und dadurch Kinder und 
Jugendliche als Akteure zu stärken. 
Im Aktionsplan werden einige Projek-
te und Maßnahmen in den Arbeits-
feldern „Frieden, Sicherheit, Flucht“, 
„Schutz vor Gewalt und Diskriminie-
rung“, „Beteiligung“ und „Armut und 
Ernährung“ in den Regionen Afrika, 
MENA, Asien und Zentralasien, Ost-
europa und Kaukasus vorgestellt, die 
die Möglichkeiten und Chancen der 
deutschen Entwicklungszusammen-
arbeit für Kinder in Konflikten aufzei-
gen. Es ist allerdings nicht klar, ob die 
Handlungsfelder und Bausteine der 
Konfliktbearbeitung systematisch in 
eine übergeordnete kinderrechtliche 
Gesamtstrategie mit konkreten, ope-
rationalisierbaren Vorhaben einfließen 
und wie der Aktionsplan in Relation zu 
anderen relevanten Leitlinien des Mi-
nisteriums (z.B. Konzept Entwicklung 
für Frieden und Sicherheit) oder ande-
rer Ressorts steht.

Eigentlich existiert mit der UN- 
Resolution 2250 zur Rolle von jun-
gen Menschen in Friedensprozessen 
(siehe Kasten nächste Seite) und einer 
Reihe weiterer kinderrechtsrelevanter 
UN-Resolutionen ein klar definierter 
normativer Handlungsrahmen, der in 
erkennbare Politik überführt werden 
sollte. Diese stünde auch im Einklang 
mit ähnlichen Verpflichtungen aus an-
deren relevanten Bereichen wie zum 
Beispiel dem Compact for Young People 
in Humanitarian Action, den die Bun-
desregierung 2016 unterzeichnet hat. 77

Die Bundesregierung sollte eine 
klare Strategie entwickeln, um die 
UN-Resolution 2250 umfassend und 
mit entsprechender finanzieller Aus-
stattung umzusetzen. Dabei kann sie 
sich an der Fortschrittstudie „The Mis-
sing Peace“ orientieren, die dafür eine 
passende Blaupause liefert. 78 Dies 
bedeutet, dass ganzheitliche und res-
sortübergreifende Ansätze entwickelt 

8,5
M I L L I A R D E N  D O L L A R 

 F E H L E N  J Ä H R L I C H  
F Ü R  B I L D U N G  I N  D E R  

H U M A N I T Ä R E N  
H I L F E  I N  K O N F L I K T -

L Ä N D E R N
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konfliktsensitive Bildungskonzepte 
können einen wichtigen Beitrag zur 
Friedensförderung und zur Schaffung 
eines sicheren Umfeldes leisten. 88 Po-
litische Prioritäten, aber auch Lehr-
pläne, Materialien und nicht zuletzt 
die Lehrkräfte sind wichtige Akteure 
bei der Vermittlung von Bildung.

Das Thema Bildung ist laut Koa-
litionsvertrag eines der Schwerpunkt-
themen der deutschen Entwicklungs-
zusammenarbeit. Bundesminister 
Gerd Müller will langfristig 25 Pro-
zent des BMZ-Budgets in Bildung und 
Ausbildung investieren. Das ist ein 
positiver und notwendiger Schritt. 
2017 flossen ohne Berücksichtigung 
der Kosten für Hochschulstipendi-
aten in Deutschland über das BMZ 
etwa eine Milliarde Euro weltweit in 
den Bildungssektor, das sind knapp 
12 Prozent des BMZ-Haushaltes von 
8,5 Milliarden Euro oder 4 Prozent 
der deutschen ODA insgesamt. 89 
Allerdings gehen nur 10 Prozent 
(2016) der Gelder für die – finanzi-
ell maßgebliche – bilaterale Hilfe in 
die Grundbildung. Welchen Stellen-
wert Bildung in den Maßnahmen der 
Übergangshilfe, das heißt dem Aufbau 
sozialer Infrastruktur des BMZ spielt, 
ist nicht deutlich erkennbar. 90

Das BMZ fördert zahlreiche gute 
und innovative Bildungsprojekte im 
Konfliktkontext, wie auch terre des 
hommes aus eigener Erfahrung berich-
ten kann. Im Rahmen der Initiativen 
zur Bekämpfung der Fluchtursachen 
hat das Thema Bildung in den vergan-
genen Jahren auf politischer Ebene 
deutlich an Aufmerksamkeit gewon-
nen, insbesondere in Subsahara-Afrika 
und der MENA-Region. Bildung ist ein 
Schwerpunkt der Arbeit des BMZ in 
10 Partnerländern, von den einige von 
Konflikten betroffen sind, darunter Je-
men, Jordanien, und Libanon. Es ste-
hen insgesamt mehr Mittel für die För-
derung von Bildung in Konflikt- und 
Krisengebieten zur Verfügung, aber es 
fehlt an verbindlichen Zielvorgaben 
für eine nachhaltige Steuerung. 91

Traditionell legt die Bundes-
regierung ihren Schwerpunkt auf 
die bilaterale Entwicklungszusam-
menarbeit. Entsprechend zurück-

haltend zeigt sich sie sich mit einer 
Beteiligung von nur 10 Prozent ihrer 
Ausgaben (2016) in multilateralen 
Fonds, auch jenen, die speziell für 
Kinder in Konfliktgebieten aufgelegt 
wurden. Deutschland ist Gründungs-
mitglied der Globalen Partnerschaft 
für Bildung, zu der die Bundesregie-
rung von 2005-2018 1,74 Prozent der 
Beiträge beigesteuert hat. Seit 2018 
zahlte die Bundesregierung jährlich 
18 Millionen Euro in den Fond – ein 
Fünftel des Bedarfs, den die globale 
Bildungskampagne, ein Netzwerk 
der deutschen Zivilgesellschaft, auf 
100 Millionen Euro beziffert. Gleich-
zeitig unterstützt die Bundesregie-
rung den für Krisen und Konfliktsitu-
ationen aufgelegten Fonds Education 
Cannot Wait bislang mit insgesamt 
31 Millionen Euro und ist damit 
drittgrößter Geber. 92 Die Globale Bil-
dungskampagne wiederum empfiehlt 
hierfür Investitionen in Höhe von 
50 Millionen Euro pro Jahr.

Angesichts des globalen Finanz-
bedarfs für die Finanzierung von Bil-
dung sollte das BMZ seinen Ankün-
digungen Taten folgen lassen und die 
hierfür verfügbaren Mittel deutlich 
steigern. Zehn Prozent aller ODA-Mit-
tel sollten in die Grundbildung flie-
ßen, insbesondere auch in Konflikt-
ländern mit besonders hohen Raten 
von Schulabbrechern und Kindern, 
die nie eine Schule besuchen können. 

In den Budgetlinien für Huma-
nitären Hilfe außerhalb des BMZ ist 
das Thema Bildung noch nicht aus-
reichend verankert. Im Jahr 2016 
investierte die Bundesregierung 
1,4 Prozent ihrer Humanitären Hilfe 

in Bildungsprojekte. Dabei müsste 
sie, so die Forderung der Globalen Bil-
dungskampagne, rund acht Prozent 
dieser Mittel für Bildung verwenden, 
um den Bedarf in Konfliktkontexten 
abzudecken. Die immensen Heraus-
forderungen bei der Bewältigung von 
Krisen und Konflikten machen eine 
gute ressortübergreifende Koordinati-
on und Transparenz bei der Bildungs-
förderung nötig. Dafür muss die För-
derung von Bildung sichtbare Aufgabe 
des Auswärtigen Amtes werden. 93

W A F F E N E X P O R T E

Deutschland ist einer der fünf größten 
Exporteure von Kleinwaffen, 94 einer 
der tödlichsten Kategorien von Waf-
fen, die der frühere UN-Generalsekre-
tär Ban Ki-moon als „Massenvernich-
tungswaffen des 21. Jahr hunderts“ 
bezeichnete. Sie sind vergleichsweise 
billig, leicht zu beschaffen, ihre Be-
dienung ist gerade auch von Kindern 
schnell zu erlernen. Der UN-Kinder-
rechtsausschuss hat wiederholt darauf 
hingewiesen, dass die Verfügbarkeit 
von Kleinwaffen die Rekrutierung von 
Kindersoldaten begünstigt und ein 
Kriterium für den Einsatz von Kinder-
soldaten darstellt. 

Die Bundesregierung hat sich un-
ter anderem durch die Ratifizierung 
des Internationalen Rüstungskont-
rollabkommen von 2014 (Arms Trade 
Treaty) sowie durch die pilotmäßige 
Einführung von „Post-Shipment-Kon-
trollen“ im Juli 2015 dazu verpflichtet, 
die Verbreitung von Kleinwaffen bes-
ser zu kontrollieren. Trotz internati-
onaler Bemühungen ist das deutsche 
System der Waffenexportkontrollen 
jedoch lückenhaft. Die Bundesregie-
rung orientiert sich in ihrer Definiti-
on von Kleinwaffen, die eine Vielzahl 
an Kleinwaffen nicht einschließt, an 
der der EU. Pistolen gehören eben-
so wenig dazu wie Gewehre, die für 
„zivile“ Zwecke entwickelt worden 
sind. Damit werden Exporte dieser 
Waffen nicht nach dem restriktiveren 
Kriegswaffenkontrollgesetz, sondern 
nach dem Außenwirtschaftsgesetz 
bewilligt, das alles erlaubt, was nicht 

sollte deutlich stärker und verläss-
licher gefördert werden. 83 Bei der 
Prävention und Demobilisierung von 
Kindersoldaten lag die jährliche deut-
sche ODA zwischen 2008 und 2017 
bei einem recht bescheidenen Betrag 
von durchschnittlich 1,06 Millionen 
US-Dollar. Sie schwankt allerdings 
von Jahr zu Jahr erheblich, was darauf 
schließen lässt, dass die entsprechen-
den Programme nicht nachhaltig und 
dauerhaft angelegt sind. Deutschland 
folgt damit einem internationalen 
Trend, der sich für viele DAC-Länder 
und die G7 nachweisen lässt, auch 
wenn hier die Ex treme weniger deut-
lich ausfallen.

Es ist schwer zu beurteilen, ob 
diese Daten die staatliche Entwick-
lungszusammenarbeit in diesem Be-
reich angemessen abbilden. Aus ei-
ner Antwort der Bundesregierung auf 
eine kleine Anfrage der Linken vom 
19. Januar 2018 geht zum Beispiel 

hervor, dass die Bundesregierung 
im Rahmen der Friedensförderung 
und der sozialen und beruflichen 
Wiedereingliederung von ehemali-
gen Kämpferinnen und Kämpfern 
Maßnahmen im Südsudan, der DR 
Kongo, den Philippinen, in Kolumbi-
en und Afghanistan durchführt, die 
auch Kindersoldaten erreichen. Hin-
zu kommen weitere Projekte in drei 
Ländern, in denen die Bürgerkriege 
schon länger beendet sind, nämlich 
die Aufarbeitung der Diktatur der 
Khmer Rouge in Kambodscha sowie 
berufliche Bildung für Jugendliche in 
Sierra Leone und Liberia. Insgesamt 
listet die Bundesregierung hier Maß-
nahmen in Höhe von 27,05 Millionen 
Euro auf. 84 Darüber hinaus wird die 
Arbeit eines hochrangigen Experten 
in Afghanistan für Fragen der UN-Si-
cherheitsratsresolution 1612 „Kinder 
und bewaffnete Konflikte“ zur Aus-
bildung, Beratung und Unterstützung 

der afghanischen Verteidigungs- und 
Sicherheitskräfte aufgeführt, die zur 
Verabschiedung einer Strategie zum 
Schutz von Kindern in bewaffneten 
Konflikten durch die afghanische Re-
gierung im Dezember 2017 beitrug. 
Im Rahmen der Afghanistan-Mission 
„Resolute Support“ wurde außerdem 
ein Berichts- und Überwachungs-
system eingeführt, damit Fälle von 
Rekrutierung Minderjähriger oder 
Gewalt durch militärische Einheiten 
gegen Minderjährige erkannt, auf-
klärt und geahndet werden können.

Hinzu kommen Zahlungen in den 
Zentralen Nothilfefonds der Verein-
ten Nationen (CERF) und humanitä-
re Länderfonds, die für Hilfsprojekte 
eingesetzt werden und einen beson-
deren Fokus auf besonders vulnerable 
Gruppen richten. Welche Mittel Kin-
dern (Kindersoldaten) zukommen, 
ist allerdings nicht bezifferbar. 85 Das 
Auswärtige Amt wiederum fördert 
beispielsweise ab 2019 den Kapazi-
tätsaufbau der ruandischen Sicher-
heitskräfte zur Prävention der Rekru-
tierung von Kindersoldaten und zum 
Schutz von Kindersoldaten in bewaff-
neten Konflikten. 

Die verschiedenen Ressorts der 
Bundesregierung engagieren sich also 
im Bereich Kindersoldaten, aber feh-
lende Transparenz und schwanken-
der Mitteleinsatz erschweren einen 
nachhaltigen Zugang zum Thema.

B I L D U N G 

Weltweit gingen 2017 25 Millionen 
Kinder nicht zur Schule, weil sie 
von Krisen und Konflikten betroffen 
sind, 86 etwa 75 Millionen Kinder in 
Konfliktregionen brauchen dringend 
Unterstützung, um Zugang zu Bil-
dung zu bekommen. Bildung findet 
zu wenig Beachtung in der Humani-
tären Hilfe. Nur 2 Prozent der global 
verfügbaren Mittel werden für die 
Förderung von Bildung verwendet, 
jährlich fehlen hierfür rund 8,5 Mil-
liarden US-Dollar. 87

Bildung muss auch ein zentraler 
Bestandteil der Friedensförderung 
sein. Qualitativ hochwertige und 
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verboten ist. Viele Waffen, mit denen 
auch Kinder töten können, stehen un-
ter keinem Bewilligungsvorbehalt und 
werden entsprechend nicht als Kriegs-
waffen geprüft. Es ist deshalb höchste 
Zeit, dass die Bundesregierung sich 
an der Kleinwaffendefinition der UN 
orientiert, und Pistolen und „Zivilge-
wehre“ in die Kriegswaffenliste auf-
nimmt. Ein weiteres Problem sind 
Munitionsexporte, die den Einsatz 
von Kleinwaffen überhaupt erst er-
möglichen. Über sie gibt es so gut wie 
keine amtlichen Exportzahlen. 

Ebenso wenig gibt es wirksame 
Endverbleibkontrollen. Im Jahre 2015 
wurde zwar die Möglichkeit einge-
führt, sogenannte „Post-Shipment-
Kontrollen“ mit dem Empfängerland 
zu vereinbaren. Die Durchführung 
solcher Maßnahmen ist allerdings 
nicht rechtlich bindend. Seitdem 
wurden gerade einmal zwei Kont-
rolleure eingestellt und drei Post-
Shipment-Kontrollen durchgeführt. 95 
Eine effektive Endverbleibkontrolle 
ist unter den derzeitigen Bedingun-
gen nicht gegeben. 

Strengere Regelungen gelten nur 
für den Export von Kriegswaffen und 
Rüstungsgütern an sogenannte „Dritt-
staaten“, also Staaten außerhalb von 
NATO und der EU – zumindest auf 
dem Papier. Doch auch diese erzie-
len ihre Wirkung nicht. Im Jahr 2017 
gingen über 60 Prozent der deutschen 
Rüstungsexporte in solche Drittstaa-
ten, darunter in viele Konfliktstaaten 
und Staaten mit schwerwiegenden 
Menschenrechtsverletzungen wie 
Saudi-Arabien, Ägypten, Indien, Pa-
kistan, die Philippinen oder Brasilien. 
Ohne Endverbleibkontrolle gelangen 
langlebige und leicht zu transportie-
rende Kleinwaffen immer wieder in 
großen Mengen in die Konfliktgebiete. 
Beispiele sind deutsche G-36-Sturm-
gewehre von Heckler & Koch, die in 
einer Region in Mexiko auftauchten, 
und für die es keine Exportzulassung 
gab, oder Pistolen von Walther und Sig 
Sauer, die über die USA weiter nach 
Kolumbien geliefert wurden. 96 

Insbesondere im Bereich der 
Rüstungsexportpolitik, einem Teil 
der Außenwirtschaftspolitik, kon-

terkariert die Bundesregierung ihr 
Engagement für die Verbesserung 
der Lebenssituation von Kindern 
in Konfliktgebieten. Wie stark der 
wirtschaftliche Druck ist, zeigen die 
Bemühungen Großbritanniens und 
Frankreichs, die Bundesregierung 
zur Wiederaufnahme der Rüstungs-
exporte an Saudi-Arabien zu bewe-
gen, da von deren Aussetzung auch 
andere europäische Unternehmen 
betroffen sind. 97 Die Bundeskanzle-
rin merkte in ihrer offenen Rede bei 
der Münchener Sicherheitskonferenz 
an, dass es im Sinne einer gemeinsa-
men europäischen Verteidigungspoli-
tik auch einheitliche Richtlinien für 
Rüstungsexporte geben solle. Hier-
für müssen allerdings unbedingt die 
höheren deutschen Standards gelten 
und nicht die niedrigeren anderer 
EU-Staaten, um ein weiteres Über-
fluten von Kriegs- und Konfliktregio-
nen mit deutschen und europäischen 
Waffen einzudämmen.

E M P F E H L U N G E N  
U N D  

R E S Ü M E E

Die Bundesregierung engagiert sich 
im Bereich der Entwicklungszusam-
menarbeit und der Humanitären Hil-
fe an verschiedenen Stellen, um die 
Folgen von Kriegen abzumildern und 
Friedensprozesse zu unterstützen. 
Doch um die Welt zu einem friedli-
cheren und lebenswerteren Ort für 
Kinder zu machen, sind eine deutlich 
umfangreichere und besser koordi-
nierte Hilfe und wegweisende politi-
sche Weichenstellungen zum Schutz 
von Kindern in bewaffneten Konflik-
ten unverzichtbar. Ein konsequentes 
und kontrolliertes Verbot von Waf-
fenexporten in Konfliktregionen ist 
dabei von zentraler Bedeutung. Eine 
Regierung, die das Leitprinzip der 
Agenda 2030 „niemanden zurück-
lassen“ und die Verpflichtungen des 
Sustainable Development Goals 16 
für nachhaltige Entwicklung „Frie-
den, Gerechtigkeit und starke Ins-
titutionen“ ernst nimmt, muss sich 
dieser Verantwortung stellen.
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